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Arbeitslosigkeit, Wohlfaiirtsstaat
und Gewerkschaften
in der Europäischen Union
ivon Frank Deppe

Das »europäische Sozialmodell«

Im Mai 1995 verabschiedete der Kongreß des europäi
schen Gewerkschaftsbundes (EGB) ein Grundsatzpapier
mit dem Titel »Europa: Beschäftigung und Solidarität
müssen im Mittelpunkt stehen«. Es befaßt sich mit Wegen
aus der Arbeitslosigkeit, von der 1995 ca. 20 Millionen
Menschen in der EU betroffen sind. Zugleich formuliert
es - im Hinblick auf die EU-Regierungskonferenz des
Jahres 1996 (»Maastricht-Ii«) - Perspektiven einer euro
päischen Sozialunion und stützt sich dabei auf die beiden
Weißbücher der EU-Kommission zu »Wachstum, Wettbe

werbsfähigkeit und Beschäftigung« (1993) sowie zur »Eu
ropäischen Sozialpolitik« (1994).

Die EGB-Gewerkschaften setzen sich dafür ein. daß

imglobalen Wettbewerb das»europäische Modell«' nicht
in Frage gestellt werden darf. Es soll vielmehr als »Trumpf
für die europäische Erneuerung« erhalten und in der »so
zialen Union« ausgebaut werden. »Dieses Modell, das
gekennzeichnet ist durch einen aufSolidarität basierenden
sozialen Schutz von hohem Niveau, durch die zentrale
Rolle der öffentlichen Dienste, die Stellung der Tarifver
handlungen und durch verschiedene Modelle der Mitbe
stimmung, gründet sich auf den unerläßlichen Kompromiß
zwischen den Marktkräften und dem demokrati.schen

Staat«. Es entspricht »besser als andere - wie z.B. das
amerikanische oder japanische Modell - der immer dring
licher werdenden Notwendigkeit, die Menschen ins Zen
trum des Entwicklungsprozesses zu stellen«. Die EGB-
Gewerkschaften wissen sehr wohl, daß dieses Modell be
droht ist; denn »die Wirtschafts- und Beschäftigungskrise
ist Ursache für schwerwiegende Risse im Sozialgefüge.
Um unser Modell zu bewahren, muß die Bekämpfung der
sozialen Ausgrenzung ein politischer, wirtschaftlicher und
sozialer Schwerpunkt der Europäischen Union werden«
(EGB 1995: 1018/19).

Dieses Programm läßt zunächst den zentralen ge.sell-
schaftspolitischen Stellenwert erkennen, der dem Kampf
gegen die Massenarbeitslosigkeit und den mit ihr verbun
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denen Ausgrenzungsprozessen von Seiten der europäi
schen Gewerkschaften beigemessen wird. Daß dieses Pro
gramm in der politischen Öffentlichkeit kaum zur Ketmt-
nis genommen wurde, illustriert zunächst einmal - ober
flächlich - die schwache Position der Gewerkschaften auf

dem Gebiet der nationalen wie der europäischen Sozial-
und Beschäftigungspolitik. Zugleich wird dabei die These
bestätigt, daß der EGB eine »schwache Organisation ohne
effektive supranationale Autorität und ohne Mitgliederbe
teiligung« ist (Ebbinghaus/Visser 1994: 239).

Die Schwäche der in diesem Programm artikulierten
politischen Strategie wird freilich auch an seinen Inhalten
deutlich. Im Grunde wird mit der Fixierung auf das »euro
päische Modell« eine defensive Position eingenommen.
Der frühere Präsident der EG-Kommission, Jacques De-
lors. hatte in den 80er Jahren das Konzept eines sozial
bzw. sozialpartnerschaftiich regulierten Kapitalismus (al
so das deutsche Modell der »sozialen Marktwirtschaft«)
propagiert, um auf diese Weise die Akzeptanz für das
Binnenmarkt-Programm '92 - vor allem bei den Gewerk
schaften und den sozialdemokratischen Parteien - zu ver-

bessem.*

Seit Maastricht (1991) Jedoch, wo mit den EU-Verträ-
gen der Primat nicht der sozial- und beschäftigungspoliti-
•schen, sondern der monetären Integration festgeschrieben

f'ntftk Deppe ist Professor für Poliiikwissciischafi in Marburg. Der hier gering
fügig überarlx!itcle und erweiterte Text erschien zuerst in: H. J. Bieling (Hrsg.),
Arbeil.slosigkcit und Wohlfahrtsstaat in Westeuropa. Neun Uinder im Ver
gleich. Porschungsgruppc Europäische Gemeinschaften (FEG). Studie Nr. 7.
Marburg 1995. S. 541-368.

' Das »europäische Gesellschaftsmodell« wird im»Weißbuch« zurSozialpo
litik (1994: 9) wie folgt definiert: »Dazu zählen Demokratie und Persönlich
keitsrechte. Tariffreihcit. Marktvvirt.schaft. Chancengleichheit für alle sowie
soziale Sicherheit und Solidarität«.

~Im Interview mit dem amerikanischen Wirtschaftsjoumalislen D. Burstein
(1991: 65/66) hat Jacques Delors die.ses Projekt wie folgt charakterisiert: »Er
glaubt. Europa werde auch eine neue Form des Kapitalismus schaffen, das
richtige Gleichgewicht zwischen dem japanischen. >zu kollektivistischcn<. und
dem amerikanischen. >zu individualisiischcn< Modell finden«.



wurde, hat diese Vision auch deshalb Schaden genommen,
weil sich - verstärkt durch die Wirtschaftskrise 1992/93
- in allen Staaten noch einmal kräftig die Arbeitslosigkeit
erhöhte. Das »Delors-Weißbuch« von 1993, auf das sich
das EGB-Programm ausdrücklich bezieht, stieß schon im
Vorfeld seiner Erstellung auf massive Kritik von Seiten
mächtiger Akteure - der Untemehmerverbände ebenso
wie der deutschen Bundesregierung (Bultemeier/Deppe,
1995). Bei den Positionen zur Regierungskonferenz 1996
spielen Fragen der Sozial- und Beschäftigungspolitik, der
Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsrechte usw. bislang
überhaupt keine Rolle (vgl. Europäische Dokumentation
2/1995; Weidenfeld 1995). Ange
sichts der vielfach konstatierten

Schwäche bzw. Krise der Gewerk

schaften in Europa erscheint es frei
lich als höchst zweifelhaft, ob diese
noch bis zum nächsten Jahr so viel

politischen Druck entfalten können,
damit die im »Weißbuch 1993« ent

haltene Absichtserklärung, bis zum
Jahre 2(XK) 15 Millionen Arbeitsplät
ze zu schaffen, zum Gegenstand der
Konferenz werden körmte, um auf

diese Weise einen wirkungsvollen
»Schritt zu einem europäischen So
zialmodell« (Kowalski 1995: 516)'
zu vollziehen. Zunächst soll nach den

Gründen für diese Schwäche geft^gt
werden.

riert. Bis zur Weltwirtschaftskrise nach 1929 läßt sich

dieser Wirkungszusammenhang so zusammenfassen: In
Perioden der Belebung und Prosperität wird aufgrund der
steigenden Nachfrage nach Arbeitskräften die »Überbe
völkerung« bzw. die »industrielle Reservearmee« abge
baut. Das sind in der Regel Perioden einer erfolgreichen
Gewerkschaftspolitik - sowohl im Hinblick auf die Lohn
entwicklung und die Gestaltung der Arbeitsbedingungen,
als auch im Hinblick auf die Entwicklung der Mitglieder
zahlen und die damit verbundene Finanzmacht der Ge

werkschaften. Namentlich in den beiden langen Prosperi
tätsphasen bzw. Golden-Age-Perioden des Kapitalismus

- die eine nach dem Ende der »Gro

ßen Depression« etwa Mitte der 90er
Jahre des 19. Jahrhunderts bis etwa

1910/11, die andere nach dem Zwei
ten Weltkrieg, von 1948 bis Anfang
der 70er Jahre - hat sich dieser Zu

sammenhang bestätigt.
Auf der anderen Seite sind die Ge

werkschaften in Perioden des Ab-

schwungs und der Depression mit
dem Ansteigen der Arbeitslosigkeit
in der Regel in die Defensive geraten
und haben in politischen und sozia
len Auseinandersetzungen Niederla
gen hinnehmen müssen (für die Ent
wicklung in I>eutschland nach 1929
vgl. Deppe/Roßmann 1981). Auch
die Zahl der Streiks (und der Teilneh
mer an Streiks) - so die These von
Alvin Hansen - wächst mit dem

Boom und fällt mit der Rezession

(vgl. von Beyme 1977: 152). Die
Gründe dafür sind sozialökonomi

scher, politischer und sozialpsychologischer Natur. Die
Fluktuation der Mitgliedschaft in Zeiten der Depression
war wesentlich darauf zurückzuführen, daß die Arbeitslo
sen - sei's aus Geldnot, sei's aus Desinteresse und politi
scher Apathie, sei's aus Wut auf die »Bonzen« der Ge
werkschaftsapparate- ihre Beiträge nicht mehr bezahlten.
Arbeitslosigkeit, mehr noch Angst vor Arbeitslosigkeit,
erzeugt Entsolidarisierung (infolge von schärferem Kon
kurrenzdruck) und stärkt damit die gesellschaftliche und
politische Macht der Unternehmer.

Die Spaltungslinien verlaufennichtallein zwischenden
Individuen, sondem auch zwischen den noch Beschäftig
ten und den Arbeitslosen, zwischen den Lohnabhängigen
verschiedener Branchen (z.B. Privatwirtschaft/öffentli
cher Dienst), zwischen Einheimischen und Ausländern,
Männern und Frauen, Jungen und Alten usw. Sind die
Gewerkschaften geschwächt (z.B. durch Niederlagen in
Streiks) bzw. handlungsunfähig, werden die Untemehmer

Ökonomische und
polltische Zyklen

Seit Maastricht (1991),
wo mit den EU-Verträgen
der Primat nicht der so

zial- und beschäftigungs
politischen, sondern der
monetären Integration
festgeschrieben wurde,
hat die Vision des »euro

päischen Modells« Scha
den genommen,weil sich
in allen Staaten noch ein

mal kräftig die Arbeitslo
sigkeit erhöhte.

Die Ohnmacht der Gewerkschaften auf der EU-Ebene ist

nicht allein Resultat der strukturellen (gleichsam »klassi
schen«) Defizite und Blockaden eines wirkungsvollen ge
werkschaftlichen Internationalismus, die nicht mehr ge
sondert diskutiert werden sollen (Deppe 1989; Deppe
1990:45ff.). Vielmehr geht es zunächst um die Frage, ob
zwischen dem Anstieg der Massenarbeitslosigkeit seit
Mitte der70erJahre - alsodem Anstieg einer»Überbevöl
kerung«, deren Arbeitskraft außer Wert gesetzt wird (Ex
klusion) - und den Prozessen der Erosion gewerkschaftli
cher Macht und Durchsetzungsfähigkeit ein Zusammen
hang besteht.

Seit den Anfängen der Arbeiter- und Gewerkschaftsbe
wegung hatte sich die Erfahrung verfestigt, daß der Kri
senzyklus der kapitalistischen Akkumulation nicht allein
die Arbeits- und Lebensbedingungen der Lohnabhängi
gen, sondem auch die Handlungsbedingungen ihrer ge
werkschaftlichen und politischen Organisationen struktu
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und ihre Organisationenin die Lageversetzt,eine Senkung
der Arbeitskosten (Lohn- plus Lohnnebenkosten) sowie
Rationalisierungsmaßnahmen durchzusetzen und im poli
tischen Bereich eine Revision jener Sozialgesetze und
Partizipationsrechtezu fordern, die in der vorangehenden
Prosperitätskonstellation - auch aufgrund des starken Ein
flusses der Gewerkschaften - durchgesetzt worden wa
ren."* Kurzum, Massenarbeitslosigkeit erwiessichstetsals
ein Mittel der »Disziplinierung« - nicht nur der Lohnab
hängigen, sondern vor allem auch ihrer gewerkschaftli
chen Organisationen.

Allerdings bestand nebendem ökonomischenstets auch
ein politischer Krisenzyklus. In Perioden der Prosperität
nahm der Einfluß der Gewerkschaften (und ihrer auf All
tagsprobleme und Reformen orientierten Arbeit) zu, wäh
rend die politischen Organisationen der Arbeiterbewe
gung eine geringere Rolle spielten oder sich auf die parla
mentarische Reformarbeit konzentrierten. In Perioden der

Krise hingegen kehrte sich dieses Verhälmis oftmals um.
Während die Gewerkschaifen an Macht und Handlungsfä
higkeit einbüßten, radikalisierte sich die politische Arbei
terbewegung - nicht nur in ihrer Programmatik, sondern
auch über politische Massenaktionen (z.B. General
streiks), in denen revolutionäre Forderungen und Strö
mungen, die eine »Umwälzung der bestehenden Herr
schaftsordnung« zum Ziel haben, in den Vordergrund tra
ten und damit die Repressivgewalt des bürgerlich-kapitali
stischen Staates herausforderten.

Diese diskontinuierliche Bewegung von Kampfzyklen
- als Reaktionsformen auf den Konjunkturzyklus sowie
auf den Zyklus von Vollbeschäftigung und Arbeitslosig
keit - sollte freilich nicht als ein gleichsam überhistori
sches Muster für die Erklärung der Geschichte der Arbei
terbewegung und der Klassenkämpfe seit der Mitte des
19. Jahrhunderts mißverstanden werden (schon empiri
sche Länderstudien werden auf vielfaltige Abweichungen
von einer solchen »Gesetzmäßigkeit« aufmerksam ma
chen). Vor allem in der sog. »Zwischenkriegsperiode« -
zwischen 1917/18 und 1945, im Erfahrungszusammen
hang der politischen und ökonomischen Krisenprozesse
im Imperialismus (radikalisiert noch durch die Erfahrung
der beiden Weltkriege und des Faschismus) - vollzog sich
eine scharfe Polarisierung und Politisierung der sozialen
Konflikte. Auch am Ende der sog. »Golden-Age«-Nach-
kriegsprosperität, also seit Mitte der 60er Jahre, erfolgte
- als Reaktion aufdie ersten Anzeichen für die krisenhafte

Erosion der (atlantischen) fordistischen Formation - zu
nächst einmal eine Radikalisierung und Politisierung vor
allem der westeuropäischen Gewerkschaften, die ab Mitte
der 70er Jahre zerfiel bzw. in Niederlagen und Rückzugs
gefechten auslief.

Der politische Kampfzyklus hat sich also in dieser Peri
ode »totgelaufen«. Der ökonomische Zyklus hingegen.
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der mit dem Anwachsen der Arbeitslosigkeit (und ihrem
- sich immer mehr von den Wachstumszyklen entkoppeln
den - kontinuierlichenAnsteigen bis zum Beginn der 90er
Jahre) zugleich die Macht der Gewerkschaften auszehrt
und diese»diszipliniert«, scheintseine Wirkungen unein
geschränktzu entfalten.Es sind gerade diese Abweichun
gen vom Trend, die einer Erklärung bedürfen: auf der
einen Seite das »Ende der Vollbeschäftigung« und die
Entkoppelung von Wachstumszyklus und Arbeitsmarkt
entwicklung; auf der anderen Seite der Sachverhalt, daß
auch beim erneuten Kriseneinbruch Anfang der 90er Jahre
und dem weiteren Ansteigen der Massenarbeitslosigkeit
eine politische Radikalisierung (im Sinne einer Klassen
kampforientierung) der Gewerkschaften in den Metropo
lendesKapitals bislang nichteingetreten ist.ImGegenteil,
die Erosion gewerkschaftlicher Macht und Handlungsfä
higkeit scheint sich fortzusetzen und dabei eine strategi
sche Rückorientierung auf pragmatische, korporatistische
und sozialpaitnerschaftliche Handlungsmuster zu verstär
ken.

Der keynesianisch-wohlfahrtsstaatliche
Klassenkompromiß

Der gleichsam »klassische« Wirkungsmechanismus des
ökonomischen und politischen Krisenzyklus wurde durch
den modernen Interventions- und Wohlfahrtsstaat des 20.

^ Der Verfasser, Mitarbeiterder Cnindsatzableilung der IG Metall, vertritt
allerdings die- verhalten formuliert - merkwardige Auffassung, daB die Unke
anlieuropäisch eingestellt sei.Seine Formulierungen legen freilich dieVermu
tung nahe, daß er offenbar ein zuliefst gestörtes Verhältnis zu der Linken hat.
»FUr die Linke undLinksintellektuelleist Europa ein Nicht-Topos,ein partiku-
laristisches Unding, das den Fortschrittzum Universalismus, zur Weltgesell-
schaft, zum >WeltbUrgerstaat< (Dahrendorf), zum >WellbUrgerstatus<, der sich
bereits >in Umrissen«abzeichne (Habermas), stört: Europa verstellt die Mensch
heilsperspektive und manifestiertsichals neueFestung,Abschottungsgemein
schaf) und geschlossene Wohlstandsinsel, ist also zu bekämpfen« (S. 512).

'*In der Schrift »Lohn, Preis, Profil« (MEW, 16: 146) hat Karl Marx auf
diesen Zusammenhang hingewiesen: »Während der Phase sinkender Markt
preise, ebenso wie während der Phase der Krise und der Stagnation, ist der
Albeiter, falls er nicht Oberhauptaufs Pflaster geworfen wird, einer Herabset
zung des Arbeitslohnes gewärtig«. Im ersten Band des »Kapital« (MEW 23:
669) hat Marx die Bedeutung der Gewerkschaften gerade darin gesehen, daß
sie die Konkurrenz unter den Artreitem aufheben und so einen gewissen Schutz
gegen die objektiven Gesetze der Nachfrage und Zufuhr von Artieit, d.h. gegen
die vollendete Despotie des Kapitals gewähren: »Sobald daher die Artreiter
hinter das Geheinmis kommen, wie es angehl, daß im selben Maß, wie sie
mehr ailreiten, mehr fremden Reichtum produzieren, und die Produktivkraft
ihrer Artreit wächsL sogar ihre Funktion als Verwenungsmirtel des Kapitals
immer prekärer für sie wird; sotrald sie entilecken, daß der Intensitätsgrad der
Konkurrenz unter ihnen selbst ganz und gar von dem Druck der relaliven
Ütrertrevölkerung abhängr; sobald sie daherdurch Trades' Unions usw.eine
planmäßige Zusammenwirkung zwischen den Beschäftigten und Untreschäftig-
ten zu organisieren suchen, um die minierenden Folgen jenes Naturgesetzes
der kapitalistischen Produktion auf ihre Klasse zu brechen oder zu schwächen,
zetert dasKapital undseinSykophant,derpolitische Ökonom, Uber Verletzung
des >ewigen< und sozusagen »heiligen« Gesetzes der Nachfrage und Zufuhr.
Jeder Zusammenhalt zwischen den Beschäftigten und Unlieschäftigten stört
nämlich das »reine« Spiel jenes Gesetzes«.



Jahrhunderts modifiziert. Dieser war einerseits - mit den

ersten Schritten auf dem Wege der Bildungspolitik und
der Sozialgesetzgebung (z.B. Kranken- und Arbeitslosen
versicherung, Urlaubsregelungen usw.) - Reaktion auf
den zunehmenden Einfluß der sozialistischen Arbeiterbe

wegung seit dem Ende des 19.Jahrhunderts. Die Polarisie
rung der Klassengegensätze - damit der Klassenkampf -
sollte entschärft werden. Andererseits hat sich erst nach

dem Zweiten Weltkrieg - nach den Erfahrungen der Welt
wirtschaftskrise und des Faschismus, des New Deal in
den USA, der Kriegswirtschaftspolitik, der Wiederaufbau
programme nach 1945 und der Systemkonkurrenz - die
Struktur eines »wohlfahrtsstaatlich

gestützten Kapitalismus« (welfare
capitalism) herausgebildet und
durchgesetzt. Der »keynesianische
Wohlfahrtsstaat« umfaßt nicht allein

Schutzvorkehrungen vor den klassi
schen sozialen Risiken (Krankheit,
Alter, Arbeitslosigkeit, Armut), son
dern übernimmt - in einem weiten

Sinne-die politische Verantwortung
sowohl für die Stabilität der Gesamt

wirtschaft als auch für die »soziale

Kohäsion« der Gesellschaft. Insofern

gehören Fragen der Beschäftigung
und der Qualifikation des Arbeits
vermögens, der Lohn- und Nachfta-
geentwicklung, der makroökonomi
schen Steuerung, aber auch Fragen
der Entwicklung der Infrastruktur,
des Wohnens und der Kultur zu sei

nen integralen Aufgaben (Esping-
Anderson 1990:2).

Der »Klassenkompromiß« des na
tionalen, keynesianischen Wohlfahrtsstaates war zunächst
einmal an die allgemeinen Bedingungen des Wirtschafts
wachstums, der Arbeitsproduktivität, des Massenkon
sums, der relativen »Vollbeschäftigung«, der Liberalisie
rung des Welthandels, der Fax Americana nach 1945 (vgl.
dazu neuerdings Jakobitz 1995: 46ff.) usw. gebunden.
Dazu kam, daß seine Leistungen im Bereich der Beschäfti
gungsentwicklung und der Armenunterstützung auf Aus
nahmesituationen hin konzipiert waren. Die Beiträge der
im »Norrnalarbeitsverhälmis« stehenden (überwiegend
männlichen) Lohnabhängigen sollten in Zeiten des kon
junkturellen Abschwungs und des Ansteigens der Arbeits
losigkeit »antizyklisch« - vor allem im Hinblick auf die
Stützung der Nachfrage® - eingesetzt werden.

Es war also das Vertrauen auf die Kontinuität des Wirt

schaftswachstums - getragen von den Kemsektoren der
fordistischen Massenproduktion, das den Wohlfahrtsstaat
(bzw. »social democracy«) auch für Konservative (die in

den 50er Jahren in den meisten westeuropäischen Staaten
die Regierungsmehrheit bildeten) akzeptabel machte. Da
zu kam, daß die je verschiedenen Typen des Wohlfahrts
staates (Esping-Anderson) von den lö'äftekonstellationen
der Klassen, von Bündnisbeziehungen zwischen Klassen
und Klassenfniktionen (z.B. zwischen Arbeiterschaft und
Bauern) und von dem historisch gewachsenen Gewicht
der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung - unter Ein
schluß ihrer Gewerkschaften - abhingen. In Nordeuropa
(sowie in Österreich und in der BRD) war deren Einfluß
größer als im Süden, wo sich erst in den 60er und 70er
Jahren - nach dem Sturz der Diktaturen (in Portugal,

Griechenland und Spanien) - eigen
ständige »eurosozialistische« Partei
en entwickelten, die in der Regel in
Konkurrenz zu den starken kommu

nistischen Parteien ihrer Länder stan

den.

Struktur und Leistungsfähigkeit
des Wohlfahrtsstaates hingen also
wesentlich von zwei Faktoren ab:

von der Wachstumsdynamik und
Leistungsfähigkeit der Nationalöko
nomie, die überhaupt erst die wohl
fahrtsstaatlichen Verteilungsspiel
räume eröffnete, und von einer star
ken Sozialdemokratie, die im Kalten
Krieg als Bollwerk gegen den Kom
munismus fungierte und sich wesent
lich von der Progranunatik des Klas
senkampfes für eine sozialistische
Gesellschaftsordnung verabschiedet
hatte. »Die Tatsache, daß in den so
zialstaatlichen Massendemokratien

der Klassenkonflikt, der die kapitali
stischen Gesellschaften in der Phase ihrer Entfaltung ge
prägt hatte, institutionalisiertund damit stillgelegt worden
ist« (Habermas, 1981: 576), führte eben auch zu einer
»Befriedung«und »Verstaatlichung«der Parteien und Ge
werkschaften der Linken.^

Die Erosion der ökonomischen wie der politischen Er
folgsbedingungen des wohlfahrtsstaatlichen Modells
mußte daher vor allem die Gewerkschaften treffen, die
seit dem Ende der 60erJahre noch einmal kräftige Mitglie
derzuwächse sowie insgesamt einen erheblichen Machtzu
wachs erfahren hatten (Baglioni, 1990). Das »Totlaufen«
des politischen Kampfzyklus, von dem zuvor die Rede
war, hängt auf jeden Fall mit diesen Voraussetzungender
wohlfahrtsstaatlichen Integration der Gewerkschaften zu
sammen; denn Festschreibung der Massenarbeitslosigkeit
und Krise (d.h. Erosion und politisch betriebener Abbau)
des Wohlfahrtsstaates wirken zusammen und verstärken
so die Fragmentierungder Gesellschaft unddie Auflösung

Struktur und Leistungsfä
higkeit des Wohlfahrts
staates hingen also we
sentlich von zwei Fakto

ren ab: von der Waohs-

tumsdynamik und
Leistungsfähigkeit der
Nationalökonomie und

von einer starken Sozial

demokratie, die im Kalten

Krieg als Bollwerk gegen
den Kommunismus

fungierte.
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des (fordistischen) Modells der Politik des soziaistaatli-
chen Klassenkompromisses.

Die Krise der Gewerkschaften in Westeuropa

Bis zur ersten Weltwirtschaftskrise der Nachkriegszeit
(1974/75) waren bereits zentrale ökonomische Stützpfei
ler der Golden-Age-Periode ins Wanken geraten (Wachs
tumsrate, Produktivität, Profitrate und vor allem die Krise
und Auflösung des Bretton-Woods-Regimes). Die pollti
schen Auseinandersetzungen - mit einer scharfen Front-
stellimg der Neoliberalen gegen die Gewerkschaften und
den Wohlfahrtsstaat (Cockett, 1995:221ff.)-spitzten sich
freilich erst seit Mitte der TOer Jahre zu, obwohl auch hier
länderspezifische Differenzen (in bezug auf Wirtschafts
wachstum, Arbeitslosigkeit, aber auch auf politische
Machtveränderungen) fortbestanden. Immer mehr scho
ben sich wirtschafts- und gesellschaftspolitische Themen
in den Vordergrund, die den Abschied von der Golden-
Age-Periode - d.h. zugleich die Aufkündigung des Klas
senkompromisses von selten der Untemehmerverbände
und der mit ihnen verbundenen politischen Kräfte - mar
kierten.

• Die Prämisse, daß kollektive Tarifvereinbarungen not
wendig sind, um die Löhne gegen Inflationsdruck zu
schützen und einen Anteil an den Produktivitätszuwäch

sen zu erlangen, wurde in Frage gestellt. Tarifverhandlun
gen wurden nunmehr meist dinch einen Verzicht der Ge
werkschaften auf frühere »Errungenschaften« bestünmt
• Forderungen nach Lohnflexibilität begleiteten Forde
rungen nach Beschäftigungsflexibilität (das Recht zum
»Heuern und Feuern«).
• Die Vollbeschäftigungspolitik wurde zugunsten von Re
geln zur Steuerung von Geldwachstum und der Begren
zung der Staatsschulden aufgegeben.
• Überall inden kapitalistischen Metropolen vollzog sich
eine Marktöfihung, u.a. durch Privatisierung nationalisier
ter Industrien bzw. durch die Kürzung von Subventionen
für strukturschwache Branchen (Glyn u.a., 1990: 115/6).

So wird deutlich, daß die Krise der europäischen Ge
werkschaften, die sich - wiederum mit länderspezifischen
Differenzen (Visser 1992) - seit dem Ende der 70er Jahre
ankündigte, nicht a/Zetnauf die disziplinierenden Wirkun
gen der Massenarbeitslosigkeit zurückgeführt werden
kann. Vielmehr entwickelt sich diese im Kontext einer

umfassenden »Form-« bzw. »Formationskrise«, in der die
Verfestigung struktureller Arbeitslosigkeit bzw. von dau
erhafter Ausgrenzung eines wachsenden Teils der Bevöl
kerung aus dem Erwerbssystem nur ein Moment bildet.
Dazu kommt - um nur die wichtigsten Tendenzen anzu
sprechen - die Verminderung der Industriearfoeiterschaft,
die fast überall die soziale und organisatorische Basis der
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»fordistischen Massengewerk.schaften« gebildet hatte.
Neue Sektoren - in den Bereichen der privaten Dienstlei
stungen und der Medien (Telekommunikation) - entste
hen, in denen die Gewerkschaften nur schwer Fuß fassen.
R. Hyman (1992: 151) unterscheidet dabei vier Momente
im Prozeß der »Desaggregation der Arbeiterklasse«:

1. einen Wechsel vom Kollektivismus zum Individua

lismus, der sich sowohl in den sinkenden gewerkschaftli
chen Organisationsgraden als auch in einer reduzierten
Akzeptanz von kollektiv bestimmter Politik (im allgemei
nen) reflektiert;

2. eine Polarisierung innerhalb der Arbeiterklasse zwi
schen Zentrum und Peripherie (die auch mit einer Tren
nung zwischen Gewerkschaftsmitgliedem und nicht-orga
nisierten Lohnabhängigen zusammenfallen kann);

3. ein zunehmender Partikularismus von kollektiven

Identitäten und Projekten nach Unternehmen, Berufen und
Branchen;

4. eine Fragmentierung innerhalb der organisierten Ar
beiterklasse, die sich in Konflikten innerhalb der und zwi
schen den Gewerkschaften artikuliert und eine Schwä

chung der Autorität der nationalen Gewerkschaftsführun
gen und vor allem der zentralen Dachverbände nach sich
zieht.'

Schließlich geraten die Gewerkschaften politisch unter
E)ruck.Der Sieg des Neoliberalismus - der Neuen Rechten
- bedeutet zugleich die Aufkündigung des fordistischen
Klassenkompromisses, d.h. jener korporatistischen Arran
gements, die z.T. im Ergebnis der Kämpfe der 70er Jahre

' So halte z.B. der linksliberale,amerikanischeÖkonom John K. Galbrailh
in den SOerJahren gefordert, daS in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit die Arbeitslo
senunterstützung erhöht, in Zeiten niedriger Arbeitslosigkeit diese dagegen
gekürzt werden sollte (Koesters 1983: 2S6/7).

' »Dieentscheidende laristung desmodemen Sozialstaates alseinesMecha
nismus zur Regulierung des Klasscnkonflikts besieht in der Kooptation der
Arbeitertrewegung in ein vom Staat organisiertes System der kooperativen
Konfliktverarbeitung. Das dazu entwickelte institutionelle Arrangement, das
auf struktureller Ebene den historischen Kompromiß abbildet, der den reifen
kapitalistischen Gesellschaften insgesamt zugrundeliegt, beruht aufeinerengen
gegenseitigen Verklammerung zwischen staatlichen Bürokratien und gesell
schaftlichen Interessenorganisationen, durch die die traditionellen Unterschei
dungen und Funktionsabgrenzungen zwischen Staat und Gesellschaft, öffentli
cher und privater Sphäre, Gesetz und Vertrag, in weiten Bereichen an Bedeu
tung verloren haben. Dem Wandel des bürgerlichen Staates zum Interventions
und Wohlfahrtsstaat korrespondierte dabei das allmähliche Hineinwachsen der
organisierten Vertretungen gesellschaftlicher Interessen, und gerade der Inter
essen der Arbeiterklasse, in einen quasi-öffentlichen Statu.s, kraft dessen sie
gemeinsam rrrit dem intervenierenden und planenden Staat gesellschaftlich
bindende Entscheidungen zu treffen vennögen« (Streeck 1981: I).

^Hyman vertritt dabei die Auffassung, daßdiese Desaggregationsproze.sse
keineswegszwangsläufigzueiner Auflösungvon Arbeiterbewegungzum Ende
des 20. Jahrhunderts führen müssen. Er erinnert daran, daß die Geschichte der
Arbeiterbewegung seit dem 19. Jahrhundert gleichsam ein beständiger Prozeß
von Desaggregation und Einheit, von Einheit und Spaltung (vgl. dazu auch
Deppe, 1981) gewesen sei. Gegenwärtig - so argumentiert er - vollzieht sich
nicht eine Krise der Gewerkschaften schlechthin, sondern die Krise eines
bestirrmiten, traditionellen Stils und einer traditionellen Programmatik der
Gewerkschaften. »Die Desaggregation ist auf keinen Fall unvermeidlich«
(164).



noch ausgebaut worden waren. Damit jedoch geriet auch
der »politische Arm« der Gewerkschaften, die Sozialde
mokratie, in eine Krise, die bis in die Gegenwart anhält.
Allerdings muß dabei wiederum zwischen dem Norden
und dem Süden Europas unterschieden werden. »In Nord
europa verlor die Linke (in den 80er Jahren) politisch und
intellektuell an Boden, während die Rechte gegen sämtli
che Errungenschaften der Nachkriegszeit zur Attacke
blies« (Anderson, I99S: 2). In Südeuropa hingegen kamen
die »Eurosozialisten« (in Frankreich, Spanien, Portugal,
Griechenland, Italien) an die Macht. Nach dem Scheitern
der französischen Linkskoalition Anfang der 80er Jahre
paßten sich alle dem Druck des Welt
marktes (sowie der Währungspolitik
der Deutschen Bundesbank im Rah

men des EWS) an, propagierten die
Modernisierung ihres Landes in der
Europäischen Union und nahmen da
bei hohe Arbeitslosigkeit, Staatsver
schuldung, soziale Spaltungen,
schließlich Korruption und den Ver
fall demokratischer Legitimität in
Kauf. Dort wo sozialdemokratische

Parteien seit Anfang der 90er Jahre
wieder Mehrheiten errangen und in
die Regierung zurückkehrten (wie
z.B. in Schweden oder in Griechen

land), akzeptierten sie den »Sach
zwang«, die Politik der Flexibilisie
rung und Privatisierung, der Sanie
rung der Staatskassen durch Austeri-
tät und Sozialabbau fortzusetzen.

Ebbinghaus und Visser (1994:
227) haben die geradezu dramati
schen bzw. existentiellen Herausfor

derungen, denen sich die Gewerkschaften in den Metropo
len des Kapitals seit den späten 70er Jahren - verstärkt
noch durch die Wirkungen der ökonomischen Globalisie
rung - konfrontiert sehen, mit einem einprägsamen Bild
charakterisiert: »Nationale Gewerkschaften befinden sich

wie auf einem Eisberg in der rauhen See, wobei die Halte
möglichkeiten zunehmend weniger werden und kaum für
den Brückenschlag zur >grenzenlosen< Solidarität rei
chen«.

Auch die Entwicklung der Streiktätigkeit kann als Indi
kator für die Schwächung bzw. für die defensive Position
der Gewerkschaften in den 80er Jahren herangezogen wer
den. Nach der Explosion der Streikaktivititäten in den
70er Jahren (Therbom 1984: 61; Therbom 1995: 311),
gingen diese - vor allem in Ländern mit einem hohen
Intensitätsgrad industrieller Konflikte (Großbritannien,
Frankreich, Italien) - in den 80er Jahren deutlich zurück
(vgl. die Länderberichte in Deppe/Weiner, 1991). Außer

dem war nun - von wenigen Ausnahmen abgesehen (Aus
einandersetzung um die 35-Stunden-Woche in der BRD)
der defensive Charakter der Konflikte bestimmend gewor
den; denn die meisten Konflikte in den 80er und den
frühen 90er Jahren »bestanden im Widerstand gegen Ar
beitsplatzverluste, gegen Arbeitsintensivierung oder ge
gen Reallohneinbußen« (Edwards/Hyman, 1994: 276).

Vom korporatistischen zum
flexiblen Kapitalismus

Nach dem Scheitern der

französischen Linkskoali

tion Anfang der 80er paß
ten sich alle dem Welt

markt an, propagierten
die Modernisierung ihres
Landes in der EU und

nahmen hohe Arbeitslo

sigkeit Staatsverschul
dung, soziale Spaltungen,
Korruption und den Ver
fall demokratischer Legi
timität in Kauf.

Trotz der beträchtlichen Divergen
zen zwischen den Organisations
strukturen, Programmatiken und po
litischen Orientierungen der Ge
werkschaften in den Mitgiiedstaaten
der EU (Deppe/Weiner 1991; Däub-
ler/Lecher 1991) sind in der Gesamt
entwicklung seit den friihen 70er
Jahren deutlich drei Phasen zu unter

schieden (Regini 1992: Iff.). Der
»kollektiven Mobilisierung« bzw.
dem »Wiederaufleben des Klassen

konfliktes im Westeuropa« (C.
Crouch) der späten 60er und frühen
70er Jahre folgte eine Phase der
»Konzertierung« bzw. des »Neokor-
poratismus« seit Mitte der 70er Jahre
(was sich auch in der kurzen Blüte
der Korporatismus-Theorien in den
Sozialwissenschaften reflektierte;
von Beyme 1991: 129ff.). Der
Machtzuwachs der Gewerkschaften

ermöglichte korporatistische (tripar
tistische) Regime auf der nationalstaatlichen und makro
ökonomischen Ebene. Darin wurde freilich schon den ver

änderten ökonomischen Rahmenbedingungen (niedrigere
Wachstumsraten und Kriseneinbrüche, Inflationsdruck,
steigende Arbeitslosigkeitund Staatsverschuldung) Rech
nung getragen. Im Austausch gegen die Sicherung bzw.
den partiellen Ausbau von sozialstaatlichen Regelungen
bzw. von Partizipationsrechten der Gewerkschaften ak
zeptiertendiese zentralePrämissender staatlichen »Auste-
ritätspolitik« sowie der Modemisierungsstrategien der
Unternehmen, die von der Weltmarktkonkurrenz vorgege
ben wurden. Solche Pakte zielten in der Regel auf die
Begrenzung von Lohnzuwächsen, Staatsausgaben im So
zialbereich sowie der Streiktätigkeit.

Mit solchen Arrangements wurde eine Wende zur Ak
zeptanz von Basisprämissen der wirtschaftspolitischen
Angebotsorientierung (Abschied vom Keynesianismus)
eingeleitet.Die Gewerkschaften praktizierten dabei - oft-
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mals noch unbewußt - einen »selektiven Korporatismus«
(Esser 1982), der sich aufdie Verteidigung der Lohn- und
Arbeitsplatzinteressen der Noch-Beschäftigten konzen
trierte. Erst als die Gewerkschaften in der Folge von Re
gierungswechseln mit neokonservativen/neoliberalen
Mehrheiten politisch attackiert wurden und z.T. dramati
sche Niederlagen hinnehmen mußten (z.B. in Italien und
in Großbritannien), wurde diese Rückzugsposition er
kannt. Leo Panitch hatte fnlh auf die »Falle« aufmerksam

gemacht, in die sich gerade die militanten Gewerkschaften
mit solchen Arrangements - vor allem auf dem Gebiet
der Lohnpolitik - begeben hatten: »Soweit die Vertei
lungsaspekte zwischen den Klassen bei den Tarifverhand
lungen im Rahmen einer korporatistischen Lohnbegren
zungspolitik zurücktreten, besteht für eine >sozialbewuß-
te< und zentralisierte Arbeiterbewegung ein zusätzlicher
Druck, eine Politik zu entwickeln, die die der gesamten
Arbeiterklasse zur Verfügung stehende Lohnsumme zu
gunsten der schlechter bezahlten Gruppen umverteilt. Dies
könnte man als >Sozialismus in einer Klasse<- im negati
ven Sinne - bezeichnen« (Panitch 1981: 15; bei F. W.
Scharpf 1987, wurde diese Formel in ein positives Pro
gramm für eine sozialdemokratische Beschäftigungspoli
tik umgedeutet).

Die dritte Phase - etwa ab Mitte der 80er Jahre - wird

von Regini als die der »Flexibilität« bezeichnet. Erst jetzt
wird der grundlegende Wandel der strategischen Konstel
lation, die drastische Verschiebung der Kräftekonstella
tion zwischen Kapital und Arbeit zu Lasten der organisier
ten Lohnarbeit dominant, obwohl sich das Wirtschafts
wachstum in der zweiten Hälfte der 80er Jahre - bei

konstanten bzw. noch steigenden Arbeitslosenquoten -
erholte und zugleich mit dem Projekt »Europäischer Bin
nenmarkt '92« eine positive Wachstums- und Modemisie-
rungsperspektive vorgegeben war, die sowohl von den
Untemehmerverbänden als auch von der großen Mehrheit
der europäischen Gewerkschaften getragen wurde (Busch
1991; Grahl/Teague 1990). »Im Gefolge der ökonomi
schen und politischen Veränderungen vollzog sich eine
Verschiebung im Gravitationszentnim des ökonomischen
Systems und der Arbeitsbeziehungen, die Veränderungen
in der TarifjDolitik und der betrieblichen Interessenvertre
tung mit einschließt: eine Verschiebung von der Ebene
des makroökonomischen Managements, von der wirt-
schaftspolitischen Konzertierung hin zur Mikroebene des
Unternehmens. Das Management (der transnationalen
Konzerne, F.D.) - und nicht der Staat - wurde zum zentra
len Akteur bei der Anpassung an die neuen ökonomischen
Bedingungen. Dabei gewann das Management die Initiati
ve und Autorität zurück, die es im vergangenen Jahrzehnt
verloren hatte. Das zog radikale Veränderungen für die
Unternehmen und die sozialen Beziehungen nach sich«
(Regini 1992: 7/8). Es ist - so schreibt Richard Hyman
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1994 - heute ein Gemeinplatz festzustellen, daß »die Ta
gesordnung der industriellen Beziehungen vom Manage
ment festgelegt wird« (Hyman/Femer, 1994: 4).

Der Rückzug des Staates und die
»neuen industriellen Beziehungen«

Erstens gilt der Rückzug des Staates aus der Gestaltung
der Arbeitsbeziehungen und eine Aufwertung von Rege
lungen auf der Ebene der Unternehmen als allgemeiner
Entwicklungstrend, der zugleich die Abkehr vom »keyne-
sianischen Wohlfahrts-Nadonalstaat« korrespondiert. Der
Staat entnationalisiert und internationalisiert sich, wäh
rend zugleich ein neuer Trend zur »Entstaatlichung politi
scher Regime« wirkt (Jessop, 1995: 11/12). Das bedeutet
fteilich nicht, daß die Staatstätigkeit für die Durchsetzung
von Deregulierung und Rexibilisienmg keine Rolle mehr
zu spielen hätte. Im Gegenteil, die Staatsintervention in
den 80er Jahren konzentriert sich vor allem darauf, die
rechtlichen und gesetzlichen Bedingungen für die Deregu
lierung der Arbeitsbeziehungen und die Schwächung ge
werkschaftlicher Positionen durchzusetzen. Es handelt

sich - wie der italienische Gewerkschafter Bruno Trentin

(1989a: 191) bemerkte - um »autoritäre Regierungsinter
ventionen - wie diejenigen zur Liberalisierung von Entlas
sungen, gegen closed shops, für festgelegte Lohnquoten
oder für single-union- oder für Anti-Streik-Abkonunen«.

In den 90er Jahren sind diese Interventionen in weitrei

chenden Privatisierungsmaßnahmen fortgeführt worden.
Diese betreffen vor allem die Bereiche des Verkehrs und

der Telekommunikation. Die Privatisierung von Bahn und
Post bedeutet einen tiefen Einschnitt im Verhältnis von

Ökonomie undPolitik; dennseitdemspäten 19.Jahrhun
dert war die Zuständigkeit des Staates für Bahn und Post
in allen europäischen Ländern - u.a. auch aufgrund von
militärischen Interessen - unumstritten. Heute definiert

der Staat - mit der Privatisierung - die Spielregeln für
das Marktverhalten und die Konkurrenz der großen trans
nationalen Konzerne vor allem im Telekommunikations

sektor neu. Ohne Umbau des Staates zum »Wettbewerbs

staat« (Altvater 1994; Hirsch 1995) keine Chance für den
nationalen Wirtschaftsstandort in der Weltmarkt- bzw.

Triadenkonkurrenz - so die herrschende Ideologie. Dabei
werden Konfliktpotentiale sowohl für die innereuropäi
schen als auch für die transatlantischen Beziehungen (hier:
der Zugang der US-Konzeme zu den europäischen Märk
ten) reproduziert.

Aber auch für die historisch gewachsenen Strukturen
der je nationalen Gewerkschaftsbewegungen bedeuten
solche Maßnahmen einen tiefen Einschnitt. Zumal in den

staatlichen Eisenbahn- und Postbetrieben hatten diese in

der Regel sehr starke Positionen - nicht nur aufgrund



eines hohen Organisationsgrades, sondern auch aufgrund
von Organisationssicherungen und relativen Privilegien,
die sowohl für die Personalräte als auch für die Gewerk

schaften selbst im Laufe der Jahrzehnte durchgesetzt wor
den waren und die nun in der Folge der Privatisierung -
zusammen mit dem massiven Beschäftigungsabbau - zur
Disposition gestellt werden. Außerdem steht bis zum Ende
des Jahrzehnts über die geplante »Verschlankung« der
öffentlichen Verwaltungen (vor allem auf der kommuna
len Ebene), die wiederum mit Personalabbau und Privati
sierungsmaßnahmen verbunden sein werden, ein neues
Deregulierungsprojekt auf der Tagesordnung. Auch hier
werden relativ privilegierte Positio
nen der Personalräte und Gewerk

schaften des öffentlichen Dienstes in

Frage gestellt werden.
Zweitens ist die Phase der »Flexi

bilität« dadurch gekennzeichnet, daß
die Bedeutung der Lohnfrage gegen
über sog. »qualitativen« Aspekten
der Gestaltung der Arbeitsbedingun
gen und -beziehungen zurückgetre
ten ist. Darin reflektiert sich zum ei

nen der relative Erfolg der monetari-
stischen (neoliberalen) Wirtschafts
und Fiskalpolitik, die dem Kampf ge
gen die Inflation durch eine Politik
des knappen Geldes unbedingte Prio
rität einräumt, dabei aber auch stei
gende Arbeitslosenzahlen und infol
gedessen steigende Staatsverschul
dung in Kauf nimmt. Das Absinken
der Lohnquote zugunsten der Unter
nehmereinkommen (die allerdings
nicht zur Erhöhung der Investitions
quote führten, sondern eher in den Sektor der Finanzspe
kulationen »abflössen«) seit den frühen 80er Jahren ist
auch ein Ergebnis dieser PolitUc - und zugleich Ausdruck
der zunehmenden Schwäche der Gewerkschaften in den

Verteilungsauseinandersetzungen. Gleichzeitig sind die
»verteilungsbedingten Nachfrageprobleme« (Zinn 1993)
eine der wesentlichen, langfristig wirkenden Ursachen für
die Stagnation des Wirtschaftswachstums sowie für die
chronisch ansteigende Unterbeschäftigung.

Allerdings sind mit dem Bedeutungsverlust der Lohn
frage zugleich Auseinandersetzungen um die Flexibilisie
rung und Verkürzung der Arbeitszeit in den Vordergrund
getreten. Während in der BRD (1984: Streik um die SS-
Stunden-Woche in der Metall- und Druckindustrie) sowie
in Schweden (Mitwirkung der Gewerkschaften bei der
staatlichen Beschäftigungspolitüc) noch starke Gewerk
schaften die Arbeitszeitverkürzung als tarif- und beschäf
tigungspolitisches Instrument zur Verringerung der Ar-

beitslosigkeit bezeichneten, wurde von Seiten der Unter
nehmer und der neoliberalen Regierungen die Flexibilisie
rung des Arbeitskräfteeinsatzes (d.h. Aufhebung der
angeblich starren und universellen Normen von Gesetzen
undTarifverträgen durch eineÖffnung zudenBetrieben)
eingefordert. Sofern die Gewerkschaften Teilerfolge (bei
der Verkürzung der Wochen-, Jahres- und Lebensarbeits
zeit) erzielten, wurden diese in der Regel durch Zugeständ
nisse bei der Flexibilisierung des Arbeitskräfteeinsatzes
und der Ausweitung der Betriebs- und Produktionszeiten
kompensiert. Dazu kam die Bereitschaft, im Interesse der
Beschäftigungssicherung auf Reallohnzuwächse zu ver

zichten bzw. Einkommensminderun

gen - bei konjunkturbedingter Ver
kürzung der betrieblichen Arbeits
zeit - zu akzeptieren. Zugleich wur
den fast überall auf gesetzlichem
Wege die Arbeitsmärkte liberalisiert
(Bieling, 1995): durch Regelungen
zur Ausweitung der Teilzeitarbeit,
Erleichterung von Entlassungen, Le
galisierung von prekären Beschäfti
gungsverhältnissen, untertariflicher
Bezahlung bei Neueinstellungen
usw. usf. In der Folge dieser Duali-
sierung und Segmentierung der Ar
beitsmärkte - vor dem Hintergrund
weiter ansteigender Arbeitslosigkeit
- verstärkten sich die Prozesse der

»Desaggregation der Arbeiterklas
se« (Hyman) und unterminierten die
Artikulation einer solidarischen und

kollektiven gewerkschaftlichen In
teressenvertretung.

Drittens hat sich mit der Verlage
rung von der Makro- zur Mikroebene, von der Nachfrage-
(Lohn-) zur Angebotsseite (Produktivität und Wettbe
werbsfähigkeit) die Konstruktion einer neuen Beziehung
zwischen Kapital und Arbeit auf der Untemehmensebene
als das Feld einer neuen Arbeitspolitik etabliert. Auf der
einen Seite zielen »neue Produktionskonzepte« bzw. post-
tayloristische Managementphilosophien auf die Nutzung
von Kreativitätspotentialen des Faktors Arbeit. Sie propa
gieren eine »neue Untemehmenskultur«, die die Steige
rung der Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit des Un
ternehmens auf dem Weltmarkt (KPV: kontinuierlicher
Produktionsverbesserungsprozeß) mit mehr individuellen
Freiheitsräumen inderArbeitsgestaltung,® einerdemokra
tischen Betriebsstruktur, Autonomie von Arbeitsgruppen,
Förderungvon Innovationszirkelnusw. usf. verbindet.Um
diese Ziele zu erreichen, bieten die »fortschrittlichen Ma
nagement-Fraktionen«den Gewerkschaften,den betriebli
chen Interessenvertretungen, aber auch individuellen Be-

Mit der Verlagerung von
der Makro- zur Mikroebe

ne, von der Nachfrage-
(Lohn-) zur Angebotsseite
(Produktivität und Wett
bewerbsfähigkeit) hat
sieb die Konstruktion ei

ner neuen Beziehung
zwischen Kapital und Ar
beit auf der Unterneh

mensebene als das Feld

einer neuen Arbeitspoli
tik etabliert.
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schäftigten und Arbeitsgruppen Kooperationsarrange
ments an. Da solche Angebote in der Regel als alternativ-
lose Überlebensstrategien des Betriebes in der transnatio
nalen Konkurrenz begründet werden, bleibt den Beleg
schaften wie den Gewerkschaften kaum die Möglichkeit
der Kooperationsverweigerung. Gleichzeitig eröffnet sich
dabei in der Tat die Möglichkeitzu einer »Humanisierung
der Arbeit«, die einerseits erweiterte Gestaltungsoptionen
und die Chance einer Enthierarchisierung von Leitungs-
und Herrschaftsstrukturen enthält, andererseits eine Anhe-
bung der Qualifikation und damit - über die Produktivi
tätssteigerung - auch eine Verbesserung der Entlohnung
der Arbeitskraft eröffnet, die dann durch Tarifvertrag und/
oder betriebliche Vereinbarungen geregelt werden kann.

Allerdings sind solche Kooperationsformen - die eu
phemistisch oft so genaimten »neuen industriellen Bezie
hungen« bzw. das »Co-Management« - mit erheblichen
Risiken verbunden. Zunächst einmal sind die vom Mana

gement so bezeichneten »neuen Produktionskonzepte«
vielfach - vor allem im Bereich der einfachen Produk
tionsarbeiten - eher strukturkonservative Rationalisie

rungsstrategien (Schumann u.a. 1994), die der betriebli
chen Interessenvertretung und der Gewerkschaft keine
andere Rolle als die eines »untergeordneten Agenten von
ökonomischen Zwängen, die durch das Management be
stimmt werden« (Streeck 1992: 254), zuweist. Zudem
korrespondiert die Bereitschaft des fortschrittlichen Ma
nagements für betriebliche Arrangements oftmals mit der
dezidierten Ablehnung aller kollektiven - außer- bzw.
überbetrieblichen - Regelungsformen und -Instrumente
(Tarifverträge, gesetzliche Regelungen). Kompromißbe
reitschaft gegenüber Betriebsräten, die Betonung der »cor-
porate identity« usw., schließt daher in der Regel die
Absichtein, Koalitionengegen »betriebsfremde«Gewerk
schaften zu bilden. Dazu kommt meist noch das Interesse,

auf diesem Wege den Betrieb nicht nur als »gewerk
schaftsfreie«, sondern auch als »streikfreie Zone« abzu
schirmen.

Schließlich tragen die Erfolge einer solchen kooperati
ven Rationalisierungsstrategie selbst noch zur »Ver-
schlankung« der Belegschaften, d.h. zum Personalabbau
(vor allem in der Industrie) bei. Gewerkschaften wie be
triebliche Interessenvertretungen sehen sich daher mit ei
ner Verschärfung betrieblicher und gesellschaftspoliti
scher Konfliktlinien konfrontiert, die sie zu einem »dop
pelten Spagat«herausfordern:»vonarbeitspolitischerMo
dernisierung über Co-Management versus Aufbau und
Erhalt von Gegenmacht sowie Durchsetzung modemer
Arbeitsformen versus traditioneller Schutz- und Lei

stungspolitik vor dem Hintergrund auseinanderdriftender
Beschäftigungssegmente«. In der Folge wird Interessen
vertretungspolitik wesentlich komplizierten »Erstens:
Spiegelbildlichzur anwachsendenVerbetrieblichungspro-
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blematik nimmt auch im gesellschaftlichen Bereich
(Stichwort: Massenarbeitslosigkeit) die Brisanz der Pro
bleme zu, die Regulierungskraft der zuständigen Institu
tionen- von derTarifpolitikbis zum Staat- imGegenzug
aber ab. Zweitens: Innerbetrieblich hat die - bislang ja
durchauserfolgreiche- PraxisvorgängigerInteressenver
tretung aktuell noch keine erprobten Lösungen für das
Problem einer stärker partizipationsorientierten Interes
senvertretung hervorgebracht; spätestens mitderAuswei
tung von Gruppenarbeitskonzepten - undnicht zuletzt im
Zusammenhang von gesellschaftlich erzeugten Verände-
mngen von Partizipationsansprüchen - wird dies Jedoch
immer dringlicher« (Schumann u.a. 1994: 409/410).

Viertens schließlich wird konstatiert, daß die Gewerk
schaftspolitik in Europa sich »entideologisiert« habe
(Hoffmann 1995: 198f.)bzw. »pragmatischer« geworden
sei (Regini 1992: 10).Die in den 70er Jahren noch stark
ausgeprägten Differenzen zwischen den politischen Rich
tungsgewerkschaften - sowohl innerhalb der Staaten als
auch auf der Ebene der intemationalen Gewerkschaftspo
litik- habenerheblich an Bedeutungverloren.Die soziali
stischen und kommunistischen Richtungsgewerkschaften
in Südeuropa (Italien, Spanien, Portugal und Frankreich)
waren schon Anfangder 80er Jahre in die Defensive gera
ten.Gleichzeitig hattendie britischen TUC-Gewerkschaf-
ten, deren linker Flügel sich auf die Basismilitanz der
»ShopStewards« sowieauf die politische Kampfkraft der
Bergarbeitergewerkschaften (NUM) gestützt hatte, in der
Auseinandersetzung mitdemThatcherismus schwereNie
derlagen hinnehmen müssen. Außerdem mußtedie Krise
und der schließliche Zusammenbruch der staatssozialisti
schenSystemeOsteuropas nach 1989 vor allemden kom
munistischenFlügelder Arbeiterbewegungin Westeuropa
schwer treffen. Allerdings beginnt die Krise dieses Typus
einer radikalen - auf die Transformation des Kapitalismus
gerichteten - Klassenkampfpolitik in den westlichen Me
tropolen wesentlich früher. Daß dem »Eurokommunis
mus« (ebenso wie dem »Eurosozialismus«), der sich vom

' Untereiner sozialistisch-kommunistischen Regierungin Frankreich(nach
dem Wahlsiegvon F. Mitterand) sollte 1982 durch die sog. »Latis Auroux«
der Arbeitnehmer als »ganzer Staatsbürger im Betrieb« aiterkaimt werden
(durch die Einführung eines direkten und koilektiven Mitspracherechts der
Arbeitenden, neben den traditionellen Institutionen der kollektiven Interessen
vertretung) (KiBler I98S). Diese gesetzliche Regelung hat weder zu einer
relevanten Erweiterung autonomer betrieblicher Partizipationsformen geführt,
noch den Niedergang der französischen Gewerkschaften in den 80er Jahren
aufgehalten (vgl. Heilher1991).Ob sie ihn nochzusätzlich befordert hat, sei
dahingestellt. Auch das von Bruno Trentin und der italienischen COIL Ende
der SÖer Jahre vertretene Konzept einer »Staatsbürgergewerkschaft«, die auf
den »Erhalt individueller Rechte« zielt (Trentin 1989b; 108/9), ist vollkommen
gescheitert. Ineinerneueren Untersuchung »Arbeil 2(X)0« (Malthies u.a. 1994:
2S4fr.) wird eben dieser Grundgedanke der Ausweitung der individuellen
StaatsbUrgerrechte im Betriebbzw.amArbeitsplatz aufgegrilTen, ohneaufdie
negativen Wirkungen derLoisAurouxbzw.aufdasScheiterndes Trentinschen
Konzeptes auch nur mit einem Wort einzugehen.



Modell des »real existierenden Sozialismus« und der Poli

tik der Sowjetunion distanzierte, Mitte der 70er Jahre nur
eine kurze Blüte vergönnt war, ließ schon erkennen, daß
die Gründe dieser Krise eher in endogenen (mit dem ge
sellschaftlichen Strukturwandel im Westen verbundenen),
denn in exogenen Determinanten zu lokalisieren waren.

In den 80er Jahren schien sich eine Konvergenz in
Richtung auf das »Modell Deutschland« (eine starke, ex
portorientierte kapitalistische Wirtschaft mit starken be
trieblichen und gesellschaftspolitischen Machtpositionen
der Gewerkschaften und einer hohen sozialstaatlichen wie

arbeitsrechtlichen Regelungsdichte) anzudeuten. Ange
sichts der Erfolge und der relativen
Stabilität der deutschen Gewerk

schaften unter der konservativ-libe

ralen Regierung (ab 1982) nahm de
ren Ansehen im Europäischen Ge
werkschaftsbund (EGB) zu. Diesem
sind inzwischen - mit Ausnahme der
französischen CGT - auch die früher

dem kommunistischen Weltgewerk
schaftsbund (WGB) angehörenden
Richtungsgewerkschaften (die italie
nische CGIL, die spanischen Arbei
terkommissionen, CC.OO., und die
portugiesische CGT-P) beigetreten.
Einige wollten bereits von einer
»Pionierrolle« der deutschen Ge

werkschaften bei der Ausgestaltung
der »sozialen Dimension« des euro

päischen Binnenmarktes '92 spre
chen.

Mitte der 90er Jahre sind solche

Erwartungen bzw. Hoffhungen aller
dings weitgehend desillusioniert. Die
DGB-Gewerkschaften sind durch die sozialen Folgewir
kungen der deutschen Einheit (insbesondere der Massen
arbeitslosigkeit im Osten), aber auch durch die Folgen
der Wirtschaftskrise 1992/93 mit erheblichen Binnenpro
blemen konfrontiert (Mitgliederverluste, Finanzprobleme,
Organisationsrefoim). Dazu wird ihre gesellschaftspoliti
sche Macht in den 90er Jahren durch den neuen Schub
der Privatisierung und Deregulierung,durch den »Umbau
des Sozialstaates« (Urban 1995) weiter ausgehöhlt. So
deutet sich insgesamt eine Konvergenz in Richtung eines
»neo-voluntaristischen Angebotskorporatismus« heraus,
der den Gewerkschaften - vor allem den betrieblichen

Interessenvertretungen - im Prozeß der Restruktiuierung
der Konkurrenzverhältnisse auf dem kapitalistischen
Weltmarkt die Rolle eines »Juniorpaitners« beim Kampf
um die Rettung des »nationalen Standorts« zuweist.

Europäische Integration:
Probleme der EU-Sozialpolitik

Die Dynamisierung der europäischen Integration in der
zweiten Hälfte der 80er Jahre - vom »Weißbuch zur Voll

endung des Biimenmarktes« (1985) bis zu den Maastrich
ter Verträgen (1991) - hat große Erwartungen geweckt.
Vorallem die Gewerkschaftenunterstütztendieses Projekt
in der Hoffnung, daß nunmehr auf der transnationalen
EU-Ebene Elemente eines sozialpolitisch flankierten »eu
ropäischen Modells« realisiert werden könnten. Dabei
spielten verschiedene Motive eine Rolle, die allerdings

durchgängig mit der Erfahrung der
Krise des Modells einer nationalen

Gewerkschaftspolitik in den 80er
Jahren verbunden waren. Die Wende

der britischen TUC-Gewerkschaften

z.B. von ihrer harten Anti-EG-Linie

der 70er zu einer pro-europäischen
Position in den 80er Jahren war eine

Reaktion auf die Niederlagen im ei
genen Lande: »für die EG zu sein
war jetzt praktisch synonym mit ei
ner Anti-Thatcher-Haltung« (Tea-
gue/Grahl zit. n. Ebbinghaus/Visser
1994: 234). Auf der anderen Seite
erwarteten vor allem die Gewerk

schaften aus den Peripherie-Staaten,
daß über die »Pionierrolle« der deut

schen DGB-Gewerkschaften nicht

allein Elemente von tarifvertragli
chen Regelungen, von allgemein ver
bindlichen Mindeststandards im Be

reich des sozialen Schutzes und der

Grundrechte der Arbeitnehmer wie

der Gewerkschaften durchzusetzen seien. Sie verbanden

damit zusätzlich die Hoffnung, daß die Regional- und
Sozialfonds der EU, die gerade der Peripherie zugute kom
men, noch weiter ausgebaut würden. Und schließlich gab
es von seilen der deutschen Einzelgewerkschaften ein de-
zidiertes Interesse sowohl an der Verhinderung von
»Lohndumping« als auch an einer stärkeren Konzertie
rung gewerkschaftlicher Aktionen (z.B. in der Auseinan
dersetzung um die Arbeitszeitverkürzung, Solidaritäts
streiks bei Aussperrungen) sowie an einer EU-Regelung
für die betriebliche und gewerkschaftliche Interessenver
tretung in transnationalen (europäischen) Konzemen - ein
Projekt, das seit den fiühen 70er Jahren immer wieder
verhandelt und dann »auf Eis« gelegt worden war (Schul
ten 1992). Die zunehmende Bedeutung der europäischen
Regulationsebene steht demzufolge in einer engen Bezie
hung mit der erodierenden Bindewirkung der Institutionen
und Verfahren, mit denen die Gewerkschaften im Fordis-

Es deutet sich eine Kon

vergenz In Richtung eines
»neo-voluntaristischen

Angebotskorporatismus«
heraus, der den Gewerk

schaften im Prozeß der

Restrukturierung der Kon
kurrenzverhältnisse auf

dem Weltmarkt die Rolle

eines »Juniorpartners«
beim Kampf um die Ret
tung des »nationalen
Standorts« zuweist.

10 Supplement der Zeitschrift Sozialismus 2-96



mus - auf dem Terrain des Nationalstaates - ihre Rolle
als Gegenmacht (»countervailing power«) gespielthatten.

Rekapitulieren wir kurz einige der wichtigsten Pro
blemfelder europäischerSozialpolitik, beidenenInterven
tions- und Gestaltungsmöglichkeiten für die Gewerk
schaften anerkannt bzw. möglich sind;
• Die seit 1987 im EG-Vertrag (Art. 118b) vorgesehene
Möglichkeit, daß der »Dialogder Sozialpartnerauf euro
päischer Ebene ... zu vertraglichen Beziehungen fuhren
kann,... wenn diese es für wünschenswert halten«, wurde
bislang nicht genutzt. Die europäischen Untemehmerver-
bände, vertreten durch UNICE, weigern sich strikt, mit
dem EGB bzw. auf der Ebene der Branchen in Verhand

lungen über erste Schritte auf dem Wege zu einem euro
päischen Tarifverhandlungssystem einzutreten (Armigeon
1994: 209).
• Die »Sozialcharta«, als »Sozialprotokoll« in den An
hangder Maastrichter Verträge aufgenommen, wirdzwie
spältig beurteilt. Auf der einen Seite sehen Optimisten
nachdemopting-outvonGroßbritannien nundie Möglich
keit, dtmih die Anwendung des Entscheidungsverfahrens
mit qualifizierter Mehrheit die sozialeDimension der EU
auszubauen. Auf der anderen Seite betonen die Skeptiker
die »Implementationsschwierigkeiten ..., sollte auch nur
eine nationaleRegierungüberstimmt werden«(Armigeon
1994: 220).
• Als ein großer Erfolg wurde im September 1994 die
Verabschiedung der Direktive über die Einsetzung Euro
päischer Betriebsräte gefeiert, bei der auch zum ersten
Mal das im Protokoll über die Sozialpolitik vorgesehene
Entscheidungsverfahren angewandt wurde (vgl. das
Schwerpunktheftder Zeitschrift »Transfer«,Brüssel, Vol.
1, Nr. 2, April 1995). Welche Funktion diese Ausschüsse
- nach der Umsetzung der Direktive bis Ende 1996- für
die transnationale Interessenvertretung, für die weitere
Ausgestaltungeines europäischenSystemskollektivrecht
licher Vereinbarungen und für die je nationalen Rechtssy
steme, in denen die Mitwirkungs- und Kontrollrechteder
Gewerkschaften geregelt sind, schließlich haben werden,
kann derzeit noch nicht beurteilt werden. Auf jeden Fall
eröffnen sie Gestaltungsoptionen, die ihrerseits neue For
men eines europäischen gewerkschaftlichenIntemationa-
lismus hervorbringen könnten. Sie könnten allerdings
auch die ohnehin vorhandene Tendenz zu einem transna

tionalen Untemehmenskorporatismus, der die betriebs
übergreifende gewerkschaftliche Interessenvertretung
schwächt, verstärken (Marginson/Sisson 1994; Schulten
1995).

Die strukturellen Defizite der EG-Sozialpolitik (Wein
stock, 1989) sind mithin keineswegs überwunden - und
auch im Hinblick auf die Regierungskonferenz '96 zeich
net sich bislangkeine Entwicklungab, die als ein sozialpo
litischer Neubeginn gelten könnte. Im Gegenteil, seit An

Supplement der Zeitschrift Sozialismus 2-96

fang der 80er Jahre, vor allem seit der Wirtschaftskrise
1992/93, ist in allen EG-Mitgliedstaaten angesichts der
Überschuldung deröffentlichen Haushalte undderexplo
dierendenDefiziteder sozialstaatlichenApparateeine hef
tige Debatte über den notwendigen »Umbau« (d.h. Abbau)
von Sozialleistungen entbrannt. Dadiese Debatten imZu
sammenhang der je nationalen »Standortdebatten« (Über
leben des nationalen Wirtschaftsstandortes in der Welt
marktkonkurrenz) stehen, befestigen sie zugleich die na
tionalstaatlichen Divergenzen in der EU und erschweren
weitere europäische Lösungen.
• »Die Interessen sind so unterschiedlich, daß kein Mit
gliedstaat wirklich aufraschen sozialen Fortschritt drängt.
Jedes Land möchte seine eigenen nationalen Handlungs
spielräume möglichst ungeschmälert bewahren. Die gro
ßensozialen regionalen Unterschiede fördern diesediver
gierenden politischen Interessen.
• Einvonallenakzeptiertes, allgemein gültiges Sozialmo
dell, an das sich die anderen Länder schrittweise annähern
könnten, ist bislang nicht erkennbar. Über einige wenige
Einzelmaßnahmen hinaus ist keine inhaltliche Konzeption
vorhanden, die konsensfähig ist.
• DieEntscheidungsregeln derGemeinschaft begünstigen
eherReformgegner als Integrationsbefürworter. Esistein
facher, keineEntscheidung zu treffen, alseineneuePolitik
zu initiieren.

• Die finanziellen Ressourcen für eine EU-Sozialpolitik
sind nicht vorhanden« (Adamy 1995: 230).

Die Blockaden auf diesem Gebiet resultieren freilich
nicht allein aus unzureichenden Kompetenzen, Verfah
rensregeln und Ressourcen: »Vieles spricht dafür, daß
sektoräle und nationale Koalitionen von Gewerkschaften,
Unternehmen und staatlichen Stellen eine europaweite
Regulierung der Arbeitsbeziehungen verhindern. Den na
tionalen Koalitionen liegen jedoch nicht nur... Interessen
an materiellen Lösungen und an der Bewahrung der inter
nationalenWettbewerbsfähigkeitzugrunde.Große Bedeu
tunghaben auchdieInteressen vonVerbänden alsOrgani
sationenan der Beibehaltungvon nationalenInstitutionen.
Die Blockierungen der Entwicklung eines europäischen
Systems der Arbeitsbeziehungen ließen sich - so legen
die nationalen Entwicklungennahe - durch außerordentli
che soziale, ökonomische oder politische Ereignisse oder
durch eineprogrammatisch konsens- undhandlungsfähige
supra-nationale Regierung aufheben. Beides ist derzeit in
der europäischen Union nicht in Sicht« (Armigeon 1994:
220).

Das noch von dem ausscheidenden Kommissionspräsi
denten Jacques Delorsinspirierte »Weißbuch für Wachs
tum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung« (1993)
wurde zumal von den europäischen Geweikschaften au
ßerordentlich positiv aufgenommen. Das Programm for
muliert ehrgeizige Ziele. Bis zum Jahre 2000 sollen in
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der EU 15 Millionen neue Arbeitsplätze geschaffen wer
den. Dabei setzt die Kommission auf Wachstum durch

Innovation (»Informationsgesellschaft« mit transeuropäi
schen Verkehrs- und Informationsnetzen) sowie auf mo
netäre Stabilität. Zugleich plädiert sie für arbeitsmarktpo-
litische Maßnahmen, die die allgemeine und berufliche
Ausbildung verbessern, die Löhne flexibler gestalten und
die Lohnnebenkosten (in bestimmten Fällen) reduzieren
sollen. Weiterhin schlägt die Kommission vor, Arbeit im
Sozial- und Nachbarschaftswesen zu finanzieren und den
Kampf gegen die Armut in der EU, die 50 Millionen
Menschenbetrifft,zu intensivieren:»Sanierungder verfal
lenden Viertel unserer Städte, Bau
von Sozialwohnungen, Anpassung
der Bildungssysteme unter besonde
rem Mitteleinsatz zugunsten der Kin
der aus armen Verhältnissen, aktive
Beschäftigungspolitik, Hilfe bei der
Arbeitsplatzsuche oder eine allge
mein zugängliche Ausbildung (sol
len) höchste Priorität vor der bloßen
Registrierung der Arbeitslosen und
der Zahlung von Arbeitslosengeld
haben« (Weißbuch 1993: 17). Um
solche Aufgaben zu finanzieren
schlägt die Kommission eine »Art
europäischen Sozialpakt« vor: »Ge
mäß den Grundsätzen einer dezentra

len und auf der Subsidiarität fußen

den Wirtschaft werden die Gewinne

aus dem Froduktivitätszuwachs

weitgehend Investitionen mit Zu
kunft und der Schaffung neuer Ar
beitsplätze zugeführt« (ebd.: 16/17).

Auch von Seitender Regierungen,
der Untemehmerverbände und von Wirtschaftswissen

schaftlern wurden die Intentionen des »Weißbuches« (vor
allemim Bereichder Wettbewerbsorientierungen) gewür
digt. Allerdings wurde von den Neoliberalen - vor allem
in Deutschland - sofort jeder Ansatz eines »Staatsinter
ventionismus«auf der EU-Ebenezurückgewiesen.Ebenso
strikt wurde von der deutschen Bundesregierung jeder
Versuch der EU-Kommission abgelehnt, ihren wirt-
schafts- und beschäftigungspolitischen Handlungsspiel-
rdum durch die Erschließung neuer Finanzierungsquellen
- hier durch ein eigenes Verschuldungsrecht der Gemein
schaft-zu erweitem (Bultemeier 1994: I19ff.; Bultemei-
er/Deppe 1995: 91f.) Die Blockade von beschäftigungs
wirksamen Entscheidungen zur Umsetzung des Delors'-
schen »Weißbuches« mußte die europäischen Gewerk
schaften enttäuschen. Weder hat sich Üsher auf der EU-
Ebene ein sozialpolitischer Handlungsraum eröffnet, in
dem für die gewerkschaftlichen Akteure der Verlust von

Kompetenz und Macht auf der nationalstaatlichen Ebene
kompensiert bzw. substituiert würde; noch haben der EGB
und die »Berufssekretariate« der Branchengewerkschaf
ten sich bislang aus dem Zustand ihrer mangelnden Auto
rität zu emanzipieren vermocht. Selbstverständlich besteht
zwischen diesen beiden Defiziten eine enge Wechselwir
kung.

Allerdings wirken über die europäische Integration -
vor allem über den Binnenmarkt - weitere sozialökonomi

sche FVozesse, die die nationalen Machtpotentiale der Ge
werkschaften zusätzlich angreifen und ins Wanken brin
gen:

• »Lohndumping« - als Folge der
Migration von Arbeitskräften aus
den ärmeren in die wohlhabenden

Regionen Europas - ist nur zu einem
geringeren Teil der Freizügigkeit der
Arbeitskräfte in der EU geschuldet,
obwohl auch solche Formen seit der

Krise 1992/93 deutlich zugenommen
haben. Von erheblich größerer Wir
kung ist dagegen die Ausweitimg
von prekären bzw. illegalen Beschäf
tigungsverhältnissen jenseits des
»Normalarbeitsverhältnisses«, die
zusammen mit dem Migrationsdruck
aus Osteuropa und der »Dritten
Welt« deutlich zugenommen und
längst die »Dualisierung« der Ar
beitsmärkte festgeschrieben haben.
Zusammen mit Produktionsverlage
rungen in sog. »Billiglohnländer«
Osteuropas bedeutet die Ausweitung
dieses »zweiten Arbeitsmarktes« (in
der Bauwirtschaft, vor allem aber in

den unteren Segmenten des privaten Dienstleistungsge
werbes) einen gewaltigen Angriff auf die Vertretungs
macht der Gewerkschaften; denn dieser Prozeß trifft nicht
allein ihre »klassischen« Mitgliedergruppen in industriel
len Normalarbeitsverhältnissen, die weiter ausgedünnt
werden, sondern setzt mehr und mehr die universelle Gel
tung von Tarifverträgen und gesetzlich geregelten Arbeits
bedingungen, Entgelten und Sozialgesetzen außer Kraft.
Solange es den Gewerkschaften nicht gelingt, sich organi
sationspolitisch in diesen neuen Arbeitsmarktsegmenten
zu verankern, wird deren Ausweitung automatisch eine
Verengung des gewerkschaftlichen Organisationsfeldes
bedeuten und damit den Anspruch der Gewerkschaften,
die Interessen aller abhängig Arbeitenden und der Arbeits
losen zu vertreten, aushebeln bzw. inuner unglaubwürdi
ger erscheinen lassen.

Diese Wirkung ist von der Politik, die diese Dualisie-
rongsprozesse (durch Deregulierungsmaßnahmen) er-

Weder hat sich auf der

EU-Ebene ein sozialpoliti
scher Handlungsraum er
öffnet in dem für die ge
werkschaftlichen Akteu

re der Verlust von Kompe
tenz und Macht auf der

nationalstaatlichen Ebe

ne kompensiert würde;
noch hat der EGB sich

aus dem Zustand seiner

mangelnden Autorität zu
emanzipieren vermocht.
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möglicht und toleriert, durchaus intendiert. Eine solidari
sche Lohnpolitik ist unter solchen Voraussetzungen nicht
mehr möglich. Es ist unvermeidlich, daß sich in der Folge
derartigerSpaltungenauch beiden gewerkschaftlichorga
nisierten Lohnabhängigen und im programmatischen
Selbstverständnis der Gewerkschaften Elemente eines

korporatistischen bzw. eines »ständischen« Denkens ver
festigen.' Und es ist ebenso unvermeidlich, daßdie Ent
wicklung auf die Kemsektoren der noch tarifvertraglich
geregelten Arbeits- und Entgeltverhältnisse übergreift.
Der »Ausstieg« aus dem Tarifvertrag - erzwungen durch
die Drohung mit Betriebsschließungoder Produktionsver
lagerung, der auch politisch bewußte und gewerkschaft
lich aktive Betriebsräte nachgeben - grassiert derzeit auch
in Bereichen mit einer traditionell starken gewerkschaftli
chen Präsenz (z.B. in der Druckindustrie). Erweist sich
dieses Verfahren im Einzelfall als erfolgreich, so wirkt
es unverzüglich nach dem »Schneeball-System« und wird
auch so von den Arbeitgeberverbänden publizistisch aus
gewertet. Die »Vertragsflucht« ist daher für die Gewerk
schaftensehr vielgefahrlicherals die oftmals überzeichne
te »Verbandsflucht« aus den Arbeitgeberverbänden.
• Eine weitere, geradezu dramatische Herausfordemng
für die gewerkschaftliche Lohnpolitik (nach wie vor das
Zentrum ihrer Legitimation) würde sich aus der Realisie
rung der währungspolitischen Bestandteile der Maastrich
ter Verträge (WWU, gemeinsame Währung und Zentral
bank bis 1999) ergeben. Der »neoliberale Traum von der
Auflösung des gewerkschaftlichen Lohnkartells« (Busch
1993: 11) würde sich erfüllen, sofern bei fixen Wechsel
kursen oder gar einer gemeinsamen Wähmng den weniger
produktiven und konkurrenzfähigen Staaten die Möglich
keit genommen wird, über die Geldpolitik (i.e. Abwertun
gen) ihre Position zu verbessern. Mit dem Primat der
monetären Integration (und Stabilität) verändert sich die
»Standortkonkurrenz«: Länder und Regionen konkurrie
ren mit Lohnstückkosten. Altvater und Mahnkopf (1993:
246) fassen ihre Analyse der europäischen Herausforde-
mngen für die Gewerkschaften nach Maastricht wie folgt
zusammen: »Die Standortkonkurrenz innerhalb Europas
wird im Zuge der ökonomischen Integration Westeuropas
und der Transformation Osteuropas verschärft und da Ta
rifpolitik mit dem Preis der Arbeit die Arbeitskosten be
einflußt, wird Tari^olitik mehr als je zuvor Stand
ortpolitik. Da flexible Wechselkurse keine nationalen
Währungsräume mit Je nationalem Zins- und Preisniveau
bilden und abgrenzen, sondern mit den Stufen der Integra
tion mehr und mehr die gleichen monetären Rahmenbe
dingungen in allen Regionen (West)Europas gelten, wer
den Lohnkosten im Wettbewerb entscheidende strategi
sche Variablen mikroökonomischer Entscheidungen und
makroökonomischer Politik ... Wenn die Wechselkurse

nicht mehr wie eine Schleuse die wirtschaftlichen Niveaus
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verschiedener Länder ausgleichen, datm erhalten die
Lohn- und anderen Arbeitskosten die Schleusenfunktion

- und die Gewerkschaften sollen die Rolle des Schleusen

wärters übernehmen« (Altvater/Mahnkopf, 1993: 246).

Niedergang der Gewerkschaften?

Prognosen über die Zukunft der Gewerkschaften im Kon
text der Entwicklung von Ökonomie, Gesellschaft und
Politik in Europa fallen derzeit eher pessimistisch aus.
Auf jeden Fall stimmen die meisten Beobachter darin
überein, daß von der alten, neofunktionalistischen »spill-
over«-Illusion auf dem Gebiet der Sozialpolitik Abschied
genommen werden muß.

»Sozialpolitik in einem integrierten Europa... kann nur
dann richtig verstanden werden, wenn man sich radikal
vonder Vorstellung eines sich langsamaberstetigentwik-
kelnden europäischen, föderalen Wohlfahrtsstaates trennt.
Diese Vorstellung ist für die Schwäche der meisten fnihe-
ren Analysen zu diesem Thema verantwortlich. Diese ten
dierten immer dazu, die Ergebnisse und Nicht-Ergebnisse
der Sozialpolitik der Gemeinschaft, oder jetzt: der Union,
in der Perspektive von bereits unternommenen oder noch
nicht unternommenen Schritten in die Richtung eines su
pranationalen Wohlfahrtsstaates zu interpretieren. Dieser
sollte die gleichen Funktionen erfüllen wie sein nationaler
Vorgänger, nur für das gesamte, integrierteEuropa. Und
er würde schließlich schrittweise die nationalen Systeme,
die ihm vorausgingen, durchdringen und absorbieren. In
dem dieser Zielpunkt als gesichert angenommen wurde -
unter der Prämisse, daß die Integration schließlich nur zur
Wiederholung des Bekaimten in einer größeren Dimen
sion führen müsse -, kam man zu der typischen Diskussion
über die >soziale Dimension< des integrierten Europa, die
sich immer nur um die Frage drehte, ob das Glas schon
halb voll und immer noch halb leer sei« (Streeck 1994: 1).

Die Europäisierung des »rheinischen Modells«, das -
so M. Albert (1992: 128ff.) - wirtschaftlich und sozial
dem »angelsächsischen Modell« überlegen ist (so auch
Thurow 1992:67ff.) und das zum Referenzpunkt gewerk
schaftlicher Programmatik und Praxis in der EU werden
könnte, steht derzeit nicht auf der Tagesordnung europäi-

' Die Gewerkschaften sind »gezwungen, auf möglichst hohen Beschüfti-
gungsstandards zu bestehen,Strategiender Aufqualiflzierung zu verfolgenund
- soweit es in ihren Kräften steht - eine Flexibilisierung der Löhne nach unten
zu verhindern.Ein >urspriinglich vonegalitärerZielsetzungmotiviertesInsistie
ren auf hohen allgemeinen Beschäftigungsstan<lards<, so W. Streeck, kann in
einer solchen Situation leicht als >sextstisch und fremdenfeindlich< desavouieit

werden und den Arbeitgebem Gelegenheit geben, sich als >Veiteidiger von
Chancengleichheit und Vollbeschäftigung flirFrauenundausländische Arbeit
nehmer« darzustellen« (Altvater/Mahnkopf 1993: 143).
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scher Politik. Die dominierenden Trends auf dem Felde

der Sozialpolitik deuten eher in die Richtung einer natio
nalen Heterogenisierung und eines »Neo-Voluntarismus«.
Dabei haben die je nationalen »Standortdebatten« die
Funktion, die nationalen Sozialstaatssysteme ab- und um
zubauen (vgl. Bieling 1995). Insofern offenbart sich hier
eine Konvergenz der Problemlagen, der h-eilich auf der
transnationalen Ebene keine politischen und gewerk
schaftlichen Druck- und Handlungspotentiale korrespon
dieren.

Soweit Szenarios künftiger Entwicklungen entworfen
werden, gehen sie in ihrer überwiegenden Mehrheit davon
aus, daß sich bis zum Ende des Jahr
hunderts jene sozialökonomischen
und politischen Entwicklungstrends
fortsetzen werden, in denen sich seit
dem Ende der TOer Jahre die krisen

hafte Erosion der fordistischen For

mation des Nachkriegskapitalismus
und die Herausbildung von Struktur
elementen einer neuen Formation

manifestieren. Globalisierung, neue
Technologien, Vorherrschaft des Fi
nanzkapitals (»Casino-Kapitalis-
mus«) und des Telekommunika
tionssektors, Erosion nationalstaatli
cher Souveränität, anhaltende und
chronisch ansteigende Massenar
beitslosigkeit, gesellschaftliche Des
integration und fortschreitende Hete
rogenisierung der Arbeiterklasse -
alle diese Teilaspekte der Umbruch
periode deuten auf eine Verdichtung
jener Prozesse hin, in denen der
Handlungsrahmen für die im Fordis
mus erfolgreiche Gewerkschaftspolitik zunehmend aufge
brochen wird: der keynesianische, nationale Wohlfahrts
staat, makroökonomische Steuerung, hohe Regelungs
dichte und Institutionalisierung der Arbeitsbeziehungen,
universalistische Politikorientierung der Gewerkschaften
kombiniert mit starken - durch das kollektive Arbeitsrecht

abgesicherten - Machtpositionen in den Zentren der fordi
stischen Massenproduktion.

Die drei Szenarien, die G. Esping-Anderson (1992:
143ff.) aus der gegenwärtigen sozialwissenschaftlichen
Debatte extrapoliert, bewegen sich im Rahmen dieser all
gemeinen Prognose.
• Das Modell »Wachstum ohne Beschäftigung« (jobless
growth) bezieht sich auf die fortschreitende Entkoppelung
von Wachstum und Arbeitsmarkt. Arbeitsintensive Pro

duktionen werden mehr und mehr ausgelagert; das Profil
der Makroökonomie wird durch Produkte mit einem ho

hen Wertschöpfiingsanteil und einen innovativen Dienst-

leistungssektor charakterisiert. Im Zentrum wird den Be
schäftigtenein hoher Lebensstandard garantiert,während
sichdiePeripherieder prekärenBeschäftigungsverhältnis
se, der Dauerarbeitslosigkeitund der Armut immer weiter
ausdehnt. Der weitere Verfall bzw. das Steuerungsversa
gen der sozialstaatlichen Institutionen wird so gleichsam
vorprogrammiert. Die damit einhergehende »Amerikani
sierung« der Wohlfahrts-Systeme würde zugleich die
Loyalität der relativ privilegierten Oberschichten der Ar
beiterklasse, vor allem der lohnabhängigen Mittelklassen
mit dem fordistischen Wohlfahrtsstaat weiter in Frage
stellen: »Der Wohlfahrtsstaat wird seine relative Bedeu

tung für die Mittelklasse-Angestell
ten verlieren, die infolgedessen ihre
politische Unterstützung für den öf
fentlichen Wohlfahrtsstaat reduzie

ren und stattdessen ihre politische
Schlagkraft benutzen werden, um ei
ne möglichst günstige Besteuerung
ihrer privaten Pläne durchzusetzen«
(Esping-Anderson 1992: 144; für die
USA vgl. Ehrenreich 1992).
• Das Modell des »innerbetriebli

chen Wohlfahrtsstaates« (intra-firm
welfare State) auf der nationalen und
internationalen Ebene reflektiert zu

nächst den Trend zur Schwächung
von universalistischen, betriebsüber
greifenden Arrangements durch Ta
rifverträge (Flächentarifvertrag) und
politische Regelungen auf der natio
nalstaatlichen Ebene. Die zentralen

Akteure neuer Vereinbarungen mit
einer grenzüberschreitenden, »va
riablen Geometrie« sind die transna

tionalen Konzerne. Damit ist - vor allem für die Gewerk

schaften - die Gefahr verbunden, »daß die großen europäi
schen Unternehmen kleine Inseln relativ guter Beziehun
gen zwischen den Tarifparteien in einem Meer der stets
weitergehenden Deregulierung werden« (S. Stoop, zit. n.
Schulten 1995: 109).
• Das Modell der »neuen Dienstleistungsökonomie«, das
wiederum erhebliche Belastungen für die Sozialpolitik
mit sich bringt - vor allem durch die Herausbildung eines
neuen »Dienstleistungsproletariats« (zu dem auch Teile
der »neuen Selbständigen« gehören) mit unsicheren, ge
ring qualifizierten und entlohnten Tätigkeiten, ohne Auf
stiegschancen, aber permanent durch den Abstieg in die
Armutssegmente der Gesellschaft bedroht und diszipli
niert.

Angesichts der hohen gesellschaftlichen Kosten, die
diese Entwicklungstrends verursachen (Kosten der Ar
beitslosigkeit, der Armut, der Gefängnisse, der Kriminali-

Prognosen über die Zu
kunft der Gewerkschaf

ten in Europa fallen der
zeit eher pessimistisch
aus. Die meisten Beob

achter stimmen darin

üherein, daß von der al

ten, neofunktionalisti-

schen »spill-over«-lllu-
sion vor allem auf dem

Gebiet der Sozialpolitik
Abschied genommen
werden muß.
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tät, der Betreuung von Drogenabhängigen und psychisch
Kranken usw.), aber auch unter dem politisch wirksam
werdenden moralischen Druck, den Spaltungen in der Ge
sellschaft sowie dem Verfall der Werte entgegenzuwirken,
köimen Spielräume für neue Formen politischer Regula
tion entstehen. Das Formalisierungsniveau solcher Arran
gements dürfte freilich gegenüber der Formation des For
dismus deutlich niedriger sein, d.h. mehr dezentralisiert,
mehr privatisiert (z.B. die Suppenküchen der Franziskaner
für diejenigen, denen die Sozialhilfe gekürzt wird), flexib
ler usw.

Für die Gewerkschaften werden dabei vor allem zwei

Politikfelder von Bedeutung sein: erstens eine Beschäfti
gungspolitik, die dem »Jobless growth« Einhalt gebietet,
und zweitens die Qualität der »öffentlichen Güter«, die
vom politischen System zur Verfügung gestellt werden
(Regini 1992: II).

Um überhaupt die Chance für die Verhandlung solch
neuer Spielregeln zu bewahren, bedarf es handlungsfähi
ger Gewerkschaften, die sich zwar den Herausforderungen
der Flexibilisierung und Transnationalisierung stellen,
aber ihre gesellschaftspolitische Kraft und Legitimität aus
der Verteidigung und Weiterentwicklung kollektiver In
teressenvertretung ableiten: »Nach meiner Überzeugung
müssen die europäischen Gewerkschaftsbewegungen das
Erbe der kollektiven Vertretungsstrukturen in und zwi
schen Industriezweigen, Unternehmen und Beschäfti
gungsgruppen verteidigen. Sie sollten sich energisch dage
gen zur Wehr setzen, betriebsübergreifende Strukturen
kollektiver Verhandlungen - wo diese bestehen - aufzuge
ben. Gleichzeitig sind sie Jedoch gefordert, eine neue Poli
tik als Antwort auf die veränderten Bedürfnisse und den

Druck des Kapitals und einer heterogeneren Arbeiter
schaft zu entwickeln. Die Gewerkschaften sollten versu

chen, die Fahne der >FlexibiIität< hochzuhalten, und es
vermeiden, als deren Hauptfeind angesehen zu werden.
Das ist keine einfache Aufgabe; denn es ist auch eine
elementare Aufgabe der Gewerkschaften, die Mindestbe
dingungen und -Standards zivilisierter Arbeitsbedingun
gen zu verteidigen, zu verbessern und zu erweitem. Ohne
eine starke Gegenmacht der Gewerkschaften tendiert das
Kapital dazu, seine Macht und seine Freiheit zu mißbrau
chen. Für die Zukunft eines zivilisierten Kapitalismus ist
es wesentlich, daß die Gewerkschaften und der Gesetzge
ber die Entstehung von relevanten >gewerkschaftsfreien<
Sektoren verhindern, die dann von einzelnen Kapitalisten
als eine profitable Option ausgenutzt werden. In Europa
wird dieses Problem nach 1992 von außerordentlicher

Bedeutung sein;denndie regionalen Ökonomien und Ar
beitsmärkte unterscheiden sich beträchtlich in bezug auf
die Präsenz und Qualität gewerkschaftlicher Organisation
und Aktion« (Visser 1992: 43).

Nur zwei Jahre später schließt Visser eine Analyse über
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die Gewerkschaften und die europäische Integration mit
einer nüchternen Bilanz ab: »In der gegenwärtigen Lage
der Machtlosigkeit europäischer Gewerkschaften, der Or
ganisationsschwäche europäischer Arbeitgeber und der
Staatsschwäche der Europäischen Union ist eine Zentiali-
sierungsdynamik (i.e. die Herausbildung eines transnatio
nalen Systems der Interessenvertretung und der Sozialpo
litik) unwahrscheinlich. Gewerkschaften sind nicht in der
Position, sich aus den bisherigen Gräben herauszuwinden,
angesichts der Strukturprobleme, denen sie begegnen: der
hohen Arbeitslosigkeit, der Deindustrialisiemng, Dekol-
lektiviemng von Beschäftigungsverhältnissen und dem
Dezentralisierungsdmck« (EbbinghausA'isser 1994:250).

Vorerst bestehen kaum Aussichten, aus dem »Teufels
kreis des Niedergangs«, in dem die Schwächung weitere
Schwäche erzeugt (»weakness breads weakness«, Visser
1992: 31), auszubrechen bzw. »Licht am Ende des Tun
nels« auszumachen (vgl. dazu GMH 4/95: »Europäische
Gewerkschaften im Aufwind?«). Schon wird den Gewerk
schaften prognostiziert, daßsienurdann eineÜberlebens
chance haben, wenn sie - wie die Zünfte im Spätmittelalter
- zur Lobby einer kleinen Oberschicht der Arbeiterklasse
in stabilen Normalarbeitsverhältnissen regredieren und
dabei in ihrer Programmatik immer konservativer (Status
verteidigung) werden. In diesem Sinne hatte J. K. Gal-
braith - mit dem Blick auf den Niedergang der US-ameri
kanischen Gewerkschaften - schon im Jahre 1967 argu
mentiert: »Die Gewerkschaften bestehen lediglich weiter,
weil sie dem Arbeiter fest im Nacken sitzen und sich -

wie beim >Alten Mann und das Meer< (Hemingway) -
nicht abschütteln lassen« (Galbraith 1970: 251).

In dieser Position der relativen Ohnmacht offenbart sich

die hegemoniale Konstellation des heutigen kapitalisti
schen Weltsystems. Die »Definitionsmacht« für die Spiel
regeln nicht allein der globalen Bewegung von Waren,
Kapital und Informationen, sondern auch für die Grenzen
der Handlungsfähigkeit politischer und sozialer Akteure,
die überwiegend im nationalstaatlichen Rahmen agieren,
geht in der Tat vom »Sachzwang Weltmarkt« aus (Narr/
Schubert 1994:12ff., 147ff.). Die Krise der Gewerkschaf
ten ist daher auch Ausdruck der Tatsache, daß sie »Gefan
gene« der Weltökonomie sind und dabei den hegemonia-
len Akteuren auf dem Weltmarkt, vor allem dem Manage
ment der transnationalen Konzerne und Finanzinstitutio

nen, strukturell unterlegen sind.
In den abschließenden Abschnitten wird zu fragen sein,

welche strategischen Reaktionsformen sich aufdiese Kon
stellation abzeichnen und wie dabei Konfliktlinien in den

Orientierungen gewerkschaftlicher Interessenvertretung
aufbrechen. Es sind jedoch gerade die Spielräume bei der
gesellschaftlichen und politischen Regulation der »Defini
tionsmacht Weltökonomie«, die zu heftigen sozialen und
politischen Auseinandersetzungen am Ende des 20. Jahr-
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hundens drängen (Deppe 1995: 13ff.) und die zugleich
die Intervention starker Gewerkschaften erfordern.

»Regressive Modernisierung«

Als regressive Modernisierung sollen hegemoniale Struk
turen und Handlungskonstellationen im Vergesellschaf-
tungsprozess bezeichnet werden, die durch die Defini
tionsmacht des Weltmarktes - und der transnationalen

Konzerne als den zentralen Akteuren - beherrscht werden.

Die optimistischenPrognosen (z.B. eines K. Ohmae 1992)
sagen der Menschheit ständig wach
sende Prosperität und Frieden vor
aus, sofern alle Barrieren für die fteie
Bewegung von Waren, Kapital und
Information aus dem Wege geräumt
werden. Der radikal neoliberale

Marktoptimismus, der solche »Wirt-
schaftstheologien« (Hobsbawm)
kennzeichnet, fordert eine weitere
»Entstaatlichung«, den »minimalen
Staat« (Nozik, vgl. Willke 1992:
92ff.). »Den nationalen Regierungen
wird dringend empfohlen, jegliche
Form des Handels- oder Technolo

gieprotektionismus abzuschaffen
und dem freien Triade-Wettbewerb

freien Lauf zu lassen. Die Aufgabe
von nationalen Regierungen sei le
diglich, dafür zu sorgen, daß ihr Volk
ein gutes Leben führen könne. Und
das wäre dann gewährleistet, wenn
der dauerhafte Zugang zu den besten
und billigsten Gütern und Dienstlei
stungen von überall in der Welt gesichert sei. Regierun
gen, die die Märkte mit ihren Regulierungs- und Deregu
lierungsversuchen störten, sollten ihre neue Rolle endlich
begreifen: sich auf den Rücksitz zurückziehen und die
Fahrerposition den privaten Firmen überlassen, damit ihr
Land in den vollen Genuß der erfolgreichsten Unterneh
men und Produzenten komme - und zwar zu den möglichst
niedrigsten Kosten« (so kritisch Esser 1993: 418/9; Bur-
chardt 1995).

Es sind die Koalitionen der »Gewinner« (Kennedy
1993:422/3), die die Strategien der regressiven Moderni
sierung stützen. Die »Kulturder Zufiiedenheit« (Galbraith
1992), die sich ideologisch über die Markt- und Freiheits-
postulate des Neoliberalismus als »Neue Rechte« (nach
angelsächsischem Verständnis, Giddens 1994: 37ff.) arti
kuliert, wird von verschiedenen sozialen Kräften bzw.
Klassenfraktionen getragen und bildet so einen mehrheits
fähigen »historischen Block«.'" Die hegemoniale Fraktion

dieses transnationalen Herrschaftsblockes (der je natio
naleKonfigurationen aufweist) bildetdasSpitzenmanage
ment der transnationalen Konzerne, der Banken und ande
rer im Finanzgeschäft tätiger Institutionen. Die Herstel
lung grenzenloser Märkte sowie die spekulative Vermeh
rung von Geldanlagen stehen im 2^ntrum der
strategischen Interessen, denen sich die Regierungen an
zupassen haben.

Dabei stützen sich diese Interessen in den westlichen
Metropolen zunächst einmal auf eine relativ breite Mittel
klasse, die in der Golden-Age-Periode Geldvermögen,
Aktien- und Immobilienbesitz erworben hat. Einzelstaatli

che, beschäftigungspolitisch wirksa
me Maßnahmen zur Reduzierung der
Arbeitslosigkeit, nachfragewirksame
Staatsinterventionen und die Siche

rung bzw. der Ausbau des nationalen
Wohlfahrtsstaates widersprechen
diesen Interessen; denn sie könnten
zu Steuererhöhungen führen und in
flationären Druck erzeugen. Daß sich
die Fiskalpolitik in den Metropolen
auf Deregulierung (vor allem der in
ternationalen Finanzmärkte) und auf
die Inflationsbekämpfung zu Hause
konzentriert, entspricht daher unmit
telbar den Interessen dieser Gruppen.
Die Arbeitslosigkeit und die Staats
verschuldung sind demzufolge
durchaus funktional und intendiert.

Auf der einen Seite schwächt die

langanhaltende Massenarbeitslosig
keit - wie wir gesehen haben - die
Gewerkschaften, und sie erzeugt eine
»underclass« (Kronauer 1993), die

die Dualisierung der Gesellschaft verstärkt und den »Eli
ten« (vor allem in den USA) zugleich als Grund für die
Radikalisierung ihrer Forderungen nach einer weiteren
Verminderung wohlfahrtsstaatlicherLeistungen - und d.h.
nach Steuersenkungen und einem »billigeren Staat« - die
nen. Die »upper middle class« - so Christopher Lasch
(1994: 1437) - ist das »Herz der neuen Eliten ..., die die
internationalen Geld- und Informationsströme kontrollie

ren, den philantropischen Stiftungenund Bildungsinstitu
tionen Vorsitzen, die Instrumente der Kultiuproduktion
handhaben und solchermaßen die öftentliche Debatte kon-

ditionieren«. Auf der anderen Seite dient auch die Staats
verschuldung (sofern sie mit niedrigen Inflationsraten und
stabiler Währung einhergeht) dem Interesse der Banken
und der Geldvermögensbesitzer; denn sie ist vor allem
für das hohe Zinsniveau verantwortlich, das sich seit den
80er Jahren durchgesetzt hat. Und schließlich eröffnen
sich den transnationalen Versicherungskonzemen mit der

Schon wird den Gewerk

schaften prognostiziert,
daß sie nur dann eine

Überlebenschance ha
ben, wenn sie - wie die

Zünfte im Spätmittelalter
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Oberschicht der Arbeiter
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Privatisierung von Sozialleistungen (vor allem im Ge
sundheitsbereich und bei der Alterssicherung) neue Sphä
ren der Kapitalanlage und der »Plusmacherei«.

Die bewußten Teile der Eliten des »Casino-Kapitalis-
mus« wissen freilich um die Risiken, die mit der rück
sichtslosen Verfolgung egoistischerProfit-undRenditein
teressen verbunden sind. Diese sind zimächst einmal über

die Angst vor dem großen »Crash« oder auch vor den
immerwiederkehrendenkleinen Spekulationskrisenallge
genwärtig. Zum anderenwirdmitder Spaltungder Gesell
schaft (global und national) das Potential von sozialen
Konflikten und Unruhen reproduziert, das schließlich die
Stabilität des gegenwärtigen Regimes erschüttern könnte
bzw. immer höhere Kosten für die Kontrolle bzw. repressi
ve Einhegung solcher Konfliktpotentialeerzeugt. Um sol
chen Risiken zu begegnen, sind sowohl repressive - poli
zeiliche und sicherheitsstaatliche - als auch integrative
Strategien erforderlich, dieoftmals auchaufgrund der Kri
tik am Verfall von Moral und von leistungsorientierten
Werten in der modernen, kapitalistischen Konsum- und
Finanzwelt öffentlich (z.B. von seilen der Kirchen) ange
mahnt werden.

Die Stabilität der neoliberalen Hegemonie und der Defi
nitionsmacht der Weltökonomie beruht allerdings auch
darauf, daß - wie wir weiter oben festgehalten haben -
die gewerkschaftliche undpolitischeLinkeseitden späten
70er Jahren in die Defensive geraten ist und - schon
geschwächt - mit dem Zusammenbruch der staatssoziali
stischen Systeme weitere Legitimationseinbußen hinneh
men mußte. Eine Wende in die Richtung des Neuaufbaus
eines alternativen Blocks sozialer, kultureller und politi
scher Kräfte, in der die organisierte Linke die Rolle einer
Moderatorin spielen könnte, ist noch nicht in Sicht. Eher
noch zeigt die Entwicklung bei relevanten Teilen der Ge
werkschaftenundder europäischenSozialdemokratie,daß
von bestimmten Fraktionen der Arbeiterklasse der An

schluß an bzw. die Integration in den neoliberalen, trans
nationalen Herrschaftsblock gesucht und forciert wird. Es
sind die relativ privilegierten, »aristokratischen«, Ober
schichten der Lohnabhängigen in relativ stabilen Normal
arbeitsverhältnissen, die sich der »Koalition der Gewin
ner« zugehörig wissen wollen. Der Makro-Korporatismus
des fordistischen Klassenkompromisses wird zugunsten
eines Mikro-Korporatismus, d.h. einer Intensivierung der
sozialpartnersch^tlichen Kooperation auf der betriebli
chen Ebene mit dem Ziel der Behaupning des Unterneh
mens in der Weltmarktkonkurrenz, aufgegeben. Innerhalb
der gewerkschaftlichenMachtstrukturvollzieht sich infol
gedesseneine weitere Verlagerung von der gesellschafts
politisch-strategischen Führungsfunktion der gewerk
schaftlichen Organisation (und ihrer Funktionäre) zu den
Betriebsräten (»Betriebsrätegewerkschaft«). Die politi
sche Bedeutung dieser Veränderung besteht vor allem
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darin, daß nunmehr auch der linke Flügel der Gewerk
schaften (der stets die sozialpartnerschaftliche Koopera
tionsbereitschaft der Gewerkschaften des rechten Flügels
kritisiert hatte und seine Kampf- und Mobilisierungsfähig
keit zusammen mit Perspektiven der Veränderung der
Machtverhältnisse als politische Orientierung vertreten
hatte) vor der »neuen Sozialpartnerschaft« kapituliert.

Solche Koalitionen kommen nur zustande, wenn die
beteiligten Akteure anerkennen, daßdie Spielregeln ihres
Verhaltens durch die »Defmitionsmacht« der Weltmarkt
konkurrenz bestimmt werden." Gewerkschaften und be
triebliche Interessenvertretungen, die - zunächst einmal
gezwungenermaßen (d.h. unter dem Druck von Betriebs
schließungen, Produktionsverlagerungen, Massenentlas
sungen usw.) —die Spielregeln der Standortkonkurrenz
akzeptieren, sind damita pirori auf den Statussubalterner
Mitspieler (»Juniorpartner«) festgelegt; denn sieverfügen
nicht über die Macht, auf den Inhalt der Spielregeln selbst
Einfluß nehmen zu können. Auf der überbetrieblichen
Ebene wird diese Politik durch die Anerkennung der Prä
missen der »Standortdebatte« (Kostensenkung, Produkti
vitätssteigerung imd Sozialabbau) ergänzt. Sozialdemo
kratie (z.Zt. extrem und erfolgreich durch den Führer der
Neuen Labour Party, Tony Blair, repräsentiert) und Ge
werkschaften deflnieren sich selbst als die Protagonisten
einer »progressiven nationalen Wettbewerbsfähigkeit«
(vgl. dazu kritisch Panitch 1994: 81ff.; Porter 1993). Im
Austausch gegen die Bereitschaft, auf eine aggressive
Lohnpolitik zu verzichten und an der »Modernisierung«
der nationalen Volkswirtschaft (durch »Verschlankung«,
Kostensenkung, Flexibilisierung vonArbeitszeiten, »Um
bau« des Sozialstaates usw.) mitzuwirken (und dabei auf
wesentliche Errungenschaften der fordistischen Periode
zu verzichten), wird eine Kompromißbereitschaft des mo
dernen Managements und der Regierungen erwartet, die
- etwa im Sinne des Delors'schen »Weißbuches« - Wett
bewerbsfähigkeit undModernisierung durchMaßnahmen
der Beschäftigungssicherung, der Qualifizierungder Ar-

»Wiiklich neu in den sogenannten kapitalistischen Ländern - und dies
ist der entscheidende Punkt - ist das Phänomen, daß die Zufriedenheit und
die sich daraus ergebende Überzeugung heute die Haltung der Mehrheit und
nicht die einer Minderheitwiderspiegelt. Diese Mehrheit sucht ihren Vorteil
unter dem Schutz der Demokratie, auch wenn diese [lemokratie einen großen
Teil der Bürgerausgrenzt. Sie ist für jene da. die eigentlich nur deshalb zu
den Wahlurnen gehen, weil sie ihre gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Pfttlnde verteidigen wollen. Auf diese Weise wirdeine Regierung gewühlt,
die sich nicht an der Realität orientiert und an gesellschaftlichen Bedürfnissen,
sondern an dem Wellbild der Zufriedenen, die jetzt eben die Mehrheit der
Wähler stellen. Ein Konsensus, der so alt ist wie die Demokratie selbst«
(Galbraith, 1992: 21/22).

" Eaemplaiisch die Position desGötlinger Industriesoziologen Horst Kem:
»... die Art und Weise, wie die deutschen Gewerkschaften immer noch soziale
Sicherung konzipieren und beireiben, istderLösung desInnovationsproblems
nicht dienlich, weil es radikale Innovationen hemmt« (Kem 1995; 13).
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beitskräfte und der Forschungs- und Technologiepolitik
begleiten.'̂

Als eine geradezu zwangsläufige Folge dieser neuen
sozialpartnerschaftlichen Orientierung verstärkt sich die
»Entideologisierung« der Programmatik und des Folitik-
verständnisses der Gewerkschaften, die wir bereits für die
80er Jahre - als eine Reaktionsform auf die Krisen und

Niederlagen der westeuropäischen Gewerkschaften - fest
gehalten hatten. Der Interessengegensatz zwischen Kapi
tal und Arbeit (darin eingeschlossen; die strukturelle
Machtasymmetrie zwischen der Verfügungsmacht über
die Produktionsmittel sowieder Abhängigkeitund Fremd
bestimmung der Lohnarbeit) wird als
zentraler Bezugspunkt gewerk
schaftlicher Programmatik und Poli
tik aufgegeben. Die Gewerkschaften
verstehen sich nicht länger als Ge
genmacht (und als Kampforganisa
tionen), sondem beteiligen sich - mit
Vorschlägen für »intelligentere« und
sozial ausgewogenere Lösungen -
am betrieblichen, gesellschaftlichen
und politischen Diskurs über Moder
nisierung, Wettbewerbsfähigkeit,so
ziale Ausgestaltung der Modernisie
rung usw. usf. (Forum Gewerkschaf
ten 1996).

Die Risiken dieser Anpassung
sind erheblich. Da diese ganz offen
sichtlich eine mehr oder weniger be
wußte Reaktion auf die krisenhafte

Erosion des Fordismus, der neuen
Stufe der kapitalistischen Globalisie
rung und der Krise der Gewerkschaf
ten darstellen, ergibt sich zugleich
die Frage, ob die neue Sozialpartnerschaft diese Krise
überwindet, verzögert oder sogar noch zuspitzt. Mit der
Anerkennung des »Sachzwang Weltmarkt« und mit der
zunehmenden Verbetrieblichung gewerkschaftlicher In
teressenvertretung wird nicht nur auf den programmati
schen Anspruch gesellschaftspolitischer Reformen, die die
bestehenden Macht- und Verteilungsverhältnisse verän
dern, weitgehend verzichtet. Vielmehr werden mit dieser
Politik - sofern sie überhaupt erfolgreich ist - jene Spal
tungen in der Arbeitnehmerschaft festgeschrieben, die seit
den späten 70er Jahren die Organisations- und Handlungs
fähigkeit der Gewerkschaften fortschreitend ausgehöhlt
und geschwächt haben. Die ständischen Elemente der ge
werkschaftlichen Interessenvertretung - zugunsten der re
lativ privilegierten Oberschichten der Arbeiterklasse, zu
Lasten der Unterschichten, der Arbeitslosen und der »fluk
tuierenden Reserven des Arbeitsmarktes« - werden sich

dabei zwangsläufig verstärken. Das Überleben der Ge-

werkschaften wird an die Kooperationsbereitschaft »fort
schrittlicher« Managementffaktionen gebunden - wobei
oftmals darüber hinweggesehen wird, daß auch in Ländern
mit starken Gewerkschaften - wie z.B. in Deutschland -

die Untemehmerverbände, sobald sie sich dieser Schwä
che der Gewerkschaften bewußt werden, zu einer konfron
tativen gesellschafts- und tarifpolitischen »Niederwer
fungsstrategie« übergehen. Zumal die deutsche Debatte
über die Auseinandersetzung mit der Massenarbeitslosig
keit (»Bündnis für Arbeit«) läßt diese Tendenz nur zu
deutlich erkennen: Angebote von seilen der Gewerk
schaften zur Kooperation und zum Verzicht auf Lohnstei

gerungen werden von seilen der Ar
beitgeberverbände mit einem breiten
Fordemngskatalog von tarif- und so
zialpolitischen »Grausamkeiten« be
antwortet.

Elmar Altvater faßt die Risiken

der weitmarktorientierten, regressi
ven Modemisierung für die Arbeit
nehmer und die Gewerkschaften fol

gendermaßen zusammen: »Die Zu
nahme der Standortkonkurrenz un

terwirft die Gewerkschaften einer

höchst gefährlichen Logik, jenem ...
>Wettlauf der Besessenen< (Paul
Krugman). Dabei kann niemand ge
winnen. Denn wenn Uberall an allen

Standorten dieser Welt die Kosten

abgesenkt werden, sinken auch die
Einkommen, mit ihnen die Nachfra
ge. Die Märkte expandieren nicht so,
wie sie müßten, um die in Stand
ortkonkurrenz massenhafter und pro
duktiver produzierten Waren wirk

lich aufnehmen zu können. Folglich wird der Druck noch
größer, und zwar nach unten. Die Zumutungen an die
Arbeitnehmer werden immer brutaler; ihnen wird einge
bleut, daß sie als Menschen nur so viel zählen, wie sie
Kosten verursachen. Mit unerwarteter Schamlosigkeit
werden >Marktwerte< von Menschen berechnet, um sozia
le Leistungen, auf die soziale und rechtliche Ansprüche
bestehen, >marktgerecht< absenken zu können. Statt
>Wohlstand für alle<, den Ludwig Erhard in den SOer
Jahren versprochen hatte, kommt eventuell >Wohlstand
für niemand< (Horst Ahfeldt) heraus. Der innerhalb der
EU geforderte Produktivitätspakt verlangt von den Ge
werkschaften auch die Akzeptanz der durch Produktivi
tätssteigerungen erzeugten Arbeitslosigkeit, da kaum an
zunehmen ist, daß das Wachstum so dynamisiert werden
kann, um die Freisetzungen infolge des Produktivitätsfort
schritts zu kompensieren« (Altvater 1995: 211).

Der Makro-Korporatis-
mus des ford istischen

Klassenkompromisses
wird zugunsten eines
Mikro-Korporatismus,
d.h. einer Intensivierung
der sozialpartnerschaftli
chen Kooperation auf der
hetrieblichen Ebene mit

dem Ziel der Behauptung
des Unternehmens in der

Weltmarktkonkurrenz,
aufgegeben.
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Problemstellungen
»progressiver Modernisierung«

Als progressive Modernisierung soll eine strategische
Orientierung bezeichnet werden, die um die Schwäche
der bloßen Verteidigung von Traditionsbeständen ebenso
weiß wie um die neuen Herausforderungen, die mit dem
Formationswandel vom Fordismus zum »Postfordismus«

in der Gestaltung von Arbeit und Produktion, im sozialen
und kulturellen Bereich und auch in Politik und Ideologie
verbunden sind. Die Entwicklung dieser Strategie wird
sich in einem komplexen und offenen Lernprozeßvollzie
hen, in dem die Artikulation unterschiedlicher - indivi
dueller undgruppenspezifischer- Interessenmit allgemei
nen, gruppenübergreifenden Interessen der Lohnabhängi
gen wie derer, die aus dem System der Lohnarbeit ausge
grenzt sind, vermitteltwerden muß. Schließlichwird eine
solchestrategische Orientierung nurdannerfolgreichsein,
wenn es ihr gelingt, sich aus dem Status der Subaltemität
bzw. des Juniorpartners im neoliberalen, globalen Herr
schaftsblock herauszuarbeiten und damit auch - zusam

men mit anderen Kräften - Perspektiven sozialökonomi
scher und gesellschaftlich-kultureller Entwicklungspfade
zu vertreten, die nicht der »Definitionsmacht« der Welt
ökonomie unterliegen (BierbaumAJrban 1994).Der allge
meine Ausgangspunkt solcher Orientierungen könnte
durch die internationale Debatte über die Notwendigkeit
eines »neuen Gesellschaftsvertrages« (Deppe 1994) oder
eines »Global New Deal« (Collingsworth u.a. 1994) mar
kiert werden. Dabei geht es vor allem um eine verstärkte
politische Anstrengung in Richtung auf eine sozial und
ökologisch verträglicheWeltwirtschaftsordnung,die nicht
die Profitmöglichkeitendes Kapitals, sonderndie sozialen
Belange der Gesellschaften wieder in den Mittelpunkt
stellt. Radikales Denken und Handeln, das die herrschen
den Sachzwänge nicht als Naturgesetze zu akzeptieren
bereit ist, muß an diesem Punkt ansetzen.

Die Arbeit an einem solchen »alternativen Block« (und
die Definition der praktischen Rolle der Gewerkschaften
in ihm) ist nicht einfach. Angesichts der Partikularisierung
der Interessen und der Heterogenisierung von Soziallagen
innerhalb der Arbeiterklasse und den marginalisierten Un
terschichten ist der Strategieprozeß beständig durch jene
extreme Spannung bedroht (»Spagat«), die aus den extre
men Schwierigkeiten resultiert, solche unterschiedlichen
Interessen im Rahmen eines Konzeptes allgemeiner Inter
essenvertretung noch zu bündeln bzw. zu aggregieren.
Wie können die neuen Arbeimehmerschichten in den

High-Tech- und Dienstleistungssektoren (deren kulturelle
und politische Orientierungen vielfach durch die politi
sche Kultur der »neuen sozialen Bewegungen« geprägt
sind) organisiert werden, ohne gleichzeitig den Rückhalt
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bei den traditionellen Industriearbeiterbelegschaften (mit
hohen Organisationsgraden) zu verlieren? Wie ist die In
teressenvertretung für hochqualifizierte Arbeitnehmer
gruppen vereinbar mit derÖffnung fürdieInteressen von
Arbeitslosen und der Randschichten des Arbeitsmarktes?
Wie kann in den massiven Deindustrialisierungsprozessen
im Osten Deutschlands Uberhaupt eine stabile gewerk
schaftliche Interessenvertretung gesichert werden? Wie
können dieGestaltungspotentiale der»neuenProduktions
konzepte« genutzt werden, indemgleichzeitig Einflußauf
die Gestaltung der ökonomischen, ökologischen und ge
sellschaftlichen Umfeldbedingungengewonnen wird, um
die Freisetzungsprozesse in der Folge von Rationalisie
rung durch eine neue Beschäftigungspolitik zu kompen
sieren? Welche Arbeitszeitregelungen sind möglich bzw.
notwendig, um die ständig wachsende Kluft zwischen
Produktivitätssteigerungen und Arbeitslosigkeit zu über
winden bzw. die Entkoppelung von Wachstum und Ar
beitsmärkten umzukehren? Welche Arbeitsmarktreserven

können durch eine konsequente Politik des ökologischen
Umbaus erschlossen werden? Welche Formen des Wider
standes und der internationalen Gewerkschaftskoopera
tion sind notwendig, um eine Gegenmacht zur »Defini
tionsmacht« des Weltmarktes-d.h. genauer: zur Hegemo
nie des Managements der transnationalen Konzerne und
Banken - aufzubauen? Für welche Formen und Institutio
nen der Neuverteilung des gesellschaftlich produzierten
Reichtums haben sich die Gewerkschaften einzusetzen,

um sowohl den globalen sozialen Polarisierungen zu be
gegnen, als auch aus der Falle der öffentlichen Armutauf
dem Gebiet der Sozialpolitik zu entkommen?

Die Liste dieser Fragen ist keineswegs vollständig. Al
lerdings läßt sich schon erkennen, daß eine Neuvermes
sungzwischen den klassischen Feldern der gewerkschaft
lichen Interessenvertretung (vor allem der Tarifpolitik)
und der Auseinandersetzung um allgemeine Regelungen
für soziale Standards, für sozialpolitische Sicherungen,
fürPartizipations- undKontrollrechte, fürArbeitszeitrege
lungen usw. notwendig ist. Überall da, wo in den 90er
Jahren von einer möglichen Überwindung der Krise der
Gewerkschaften in Westeuropa die Rede ist, haben sie in
nationalen, politischen Aktionen in die Auseinanderset
zungen um die Verteidigung sozialpolitischer Schutzrech-

»DieseStrategiezielt in ihremKerndaraufab,... Arbeiterund Kapitalisten
zusammen fUr eine Entwicklung zu einer High-Tech-Produktion mit hoher
Wertschöphing und hohen Ldhnen zu gewinnen und zu mobiiisieien. Der
Schlüssel dafilr ist eine staatliche Politik, die die Ausbildung hoch qualifizier
ter. hoch flexibler und hoch motivierter Arbeitskrüfte fbrdert, und die Unterneh
men ermutigt, die neuesten technologischen Entwicklungen im Bereich der
Mikroelektronik auszunutzen, um auf diese Weise hochwertige Produkte auf
einem hohen Produktivitdlsniveau durch flexible Produktionsmelhoden herzu
stellen« (Panitch 1994: 82).
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te und gegen neoliberale Anschläge auf den Sozialstaat in
terveniert.

Schon im Oktober und November 1994 hatten die italie

nischen Gewerkschaften- in der Auseinandersetzungmit
der Regierung des Rechtsblocks unter Berlusconi - mit
einem landesweiten Generalstreik und Massendemonstra

tionen gegen einen systematischen Abbau des Sozialstaats
(Rentenversicherungen und Gesundheitsbereich) ihr
Selbstvertrauen wiedergewonnen (Telljohann 1995: 232/
3). Schließlich haben im November und Dezember 1995
die Massenstreiks im öffentlichen Dienst von Frankreich

- die größte Streikwelle seit 1968 - die Regierung zur
Zurücknahme von »Rationalisierungsmaßnahmen« sowie
zu Verhandlungen über die »Reform der Sozialversiche
rungssysteme« gezwungen. Die gesellschaftspolitische
Qualität dieser Auseinandersetzungen,die noch nicht ab
schließendzu bewertensind, liegtjedoch ganz offensicht
lich darin, daß sich hier in einem der »reichen« Länder
Europasder soziale Protest gegen die Globalisierungsstra
tegien der Elitensowie gegendie zunehmende Fragmen
tierung und Spaltung der Gesellschaft politisch artikuliert
hat (SteinhillKr, 1996).

Eine Tarifpolitik, die sowohl im Blick auf die Einkom
mensverteilung und die Reallohnentwicklung, als auch im
Blick auf die Entwicklung der Arbeitszeiten, kontinuier
lich Rückschläge bzw. Niederlagenhitmehmenmuß, wird
den Prozeß der gewerkschaftlichen Legitimationskrise
noch beschleunigen. »Es ist offensichtlich, daß sich mit
dieser >Logik< schwerlich noch Gewerkschaften und ge
werkschaftliche Tarifipolitik >machen< ließe, erst recht
nicht in einem Umfeld, in dem staatlich vorangetrieben
eine Umverteilungspolitik herrscht, die die Arbeitnehmer
zusätzlich schröpft. EineGewerkschafts-und Tarifpolitik,
die sich indieser >Logikder Ohnmacht< erschöpfen würde,
müßte unweigerlich in einen selbstzerstörerischen Strudel
geraten, der sie in den allgemeinen politischen Vertrauens
verlust hineinzieht, der itu- moralisch-ehrenamtliches Ele
ment und ihre Mobilisierungsfähigkeiterstickt und sie auf
den schlüpfrigen Schlammboden einer bürokratischen
Vermittlungsinstanz für die Interessen der verbleibenden
Gewinner herabdrückt, auf dem am Ende nur noch die
Partikel egoistischer Interessenveifolgung aufschäumen«
(Schauer 1995: 36).

Je mehr die Gewerkschaften mit der Definitionsmacht

des Weltmarktes, mit dem neuen Mikro-Korporatismus,
rhit dem Primat der Wettbewerbsfähigkeitgegenüber den
Verteilungsfragen, mit der Angebotsorientierung der herr
schenden Wirtschafts- und Fiskalpolitik konfrontiert wer
den, um so mehr - so W. Streeck - stellt sich die Notwen

digkeit der politischen Regulation von Rahmenbedingun
gen, auf die die Gewerkschaftenals gesellschaftspolitische
Gestaltungsmacht Einfluß nehmen müssen: »So wie in
der Vergangenheit auf der Nachfrageseite, gibt es heute
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für die Gewerkschaften auf der Angebotsseite zahlreiche
Möglichkeiten, eine unabhängige, machtvolle Vertretung
der Mitgliederinteressen mit der Verfolgung allgemeiner
sozialer und ökonomischer Interessen zu kombinieren.

Solche Möglichkeiten auszuloten, erfordert in der Tat
>kooperative< Politiken und Strategien. Aber der Typus
der Kooperation, der hier gebraucht wird, ist weit entfernt
von einer passiven Hinnahme der Entscheidungen des
Managements bzw. von einer Selbstbeschränkung der Ge
werkschaften auf deren Durchführung. Im Gegenteil, sie
erfordert eine machtvolle Intervention in die - und eine

Regulation der - Untemehmenspolitik - durch Gewerk
schaften, die - durch kollektive politische Aktion - in der
Lage sind, einen bedeutenden Anteil an der Verantwor
tung für eine produktive Gestaltung (von Ökonomie und
Gesellschaft) anzueignen« (Streeck 1992: 254). •
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